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Stadt Bad Salzuflen 
 
568 Allgemeinverfügung; hier: Anordnung eines 

Abbrennverbotes für Feuerwerkskörper am 
31.12.2014/01.01.2015 

 
Aufgrund des § 24 Abs. 2 der Ersten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz in der Fassung der Be- kanntmachung 
vom 31. Januar 1991 (BGBl. I S. 169), zuletzt geändert 
durch Artikel 20 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2749) wird von der Stadt Bad Salzuflen als örtlicher 
Ordnungsbehörde angeordnet, dass am 31.12.2014 und 
am 01.01.2015 auf dem Vorplatz vor dem Gebäude der 
Kurverwaltung begrenzt durch die Parkstraße und die 
Bleichstraße Feuerwerkskörper nicht abgebrannt werden 
dürfen. Die genauen Flächen sind der dieser Allgemeinver-
fügung beiliegenden Anlage zu entnehmen.  
 
Die Stadt ist gem. § 1 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeits- und techni-
schen Gefahrenschutzes (ZustVO ArbtG) vom 27. Novem-
ber 2012 (GV. NRW 2012, S. 622) in Verbindung mit 7.2.1 
Nr.1 der Anlage 2 für den Erlass der Verfügung zuständig. 
 
Durch diese Maßnahme sollen die Zuschauer des Sylves-
terfeuerwerkes vor den Gefahren, die von privat gezünde-
ten Feuerwerkskörpern in einer Menschenansammmlung 
ausgehen, geschützt werden. Sie dient als Handlungs-
grundlage, um notwendige Maßnahmen gegen Besucher 
vornehmen zu können, die durch den Gebrauch pyrotech-
nischer Gegenstände die Gesundheit anderer gefährden.  
 
Im Interesse einer effektiven Gefahrenabwehr wird hiermit 
die sofortige Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) in der Neufassung der Be-
kanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt 
geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 08. Juli 2014 
(BGBl. I S. 890), angeordnet. Durch den Gebrauch der 
Feuerwerkskörper entsteht eine Gefahr für Leben und Ge-
sundheit der anderen Besucher. Die Art der Verletzungen, 
die durch den Kontakt mit den Feuerwerkskörpern entste-
hen können, machen eine umgehende Beseitigung der Ge-
fahr notwendig.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie vor dem 
Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden, 
binnen eines Monats nach Veröffentlichung schriftlich oder 
zur Niederschrift Klage erheben. Die Klage kann auch in 
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über 
den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsge-
richten und den Finanzgerichten im Land Nordrhein-
Westfalen- ERVVO VG/FG – vom 07.11.2012 (GV. NRW. 
S. 548) eingereicht werden. Die Klage muss den Kläger, 
den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
 
Hinweis der Verwaltung:  
Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das einer 
Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abge-
schafft worden. Zur Vermeidung unnötiger Kosten empfeh-
len wir Ihnen, sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit 
uns in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so 
etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage si-
cher behoben werden. Die Klagefrist von einem Monat wird 
durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch 
jedoch nicht verlängert.  
 
Bad Salzuflen, den 24.11.2014  
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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569 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl des Bürgermeisters/der 
Bürgermeisterin im Jahr 2015 

 
Gemäß § 24 Kommunalwahlordnung (KWahlO) vom 31. 
August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, ber. S.967/SGV. 
NRW. 1112), in der Fassung vom 13. Dezember 2013 (GV. 
NRW. 2013 S. 730), fordere ich hiermit zur  
 
Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl 

des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 
auf. 

 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Stadt Bad Salzuflen Rat-
haus, Zimmer E. 1, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad 
Salzuflen, während der Dienststunden kostenlos abgege-
ben werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b 
und 46 d Abs. 1 bis 3 Kommunalwahlgesetzes (Kommu-
nalwahlgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juni 1998 (GV. NRW. 1998 S. 454, ber. S. 509 und 
1999 S. 70/SGV. NRW. 1112), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 1. Juni 2008 (GV. NRW. 2008 S. 514) in Kraft ge-
treten am 1. August 2014 und der §§ 25, 26 und 31 sowie 
der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich hin. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im 

Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Partei-
en), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wähler-
gruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Ein-
zelbewerbern) eingereicht werden.  

 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer 

Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur 
benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Ver-
treterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt 
worden ist. Kommt eine derartige Versammlung 
nicht zustande, so kann die Partei oder Wähler-
gruppe ihren Bewerber/Bewerberin in einer Ver-
sammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen.  

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Unionsbürger/Unions-
bürgerinnen), die in Deutschland wohnen, sind unter 
den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wähl-
bar.  
 
Der/die Bewerber/Bewerberin und die Vertre-
ter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlungen 
sind in geheimer Wahl zu wählen. Stimmberechtigt 
ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
 
Als Vertreter/Vertrerterinnen für eine Vertreterver-
sammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage 
des Zusammentritts der zur Wahl der Vertre-
ter/Vertreterinnen einberufenen Versammlung im 
Wahlgebiet wahlberechtigt ist 
 
 
 

 
Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterver-
sammlung und der/die Bewerber/Bewerberin sind 
innerhalb der letzten 15 Monate vor Ablauf der 
Wahlperiode zu wählen.  
 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe 
hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Be-
schluss einer Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung Einspruch erheben. Auf einen solchen Ein-
spruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Er-
gebnis ist endgültig. 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertre-
ter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, 
über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über 
das Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Be-
werberin regeln die Parteien und Wählergruppen 
durch ihre Satzungen.  
 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl 
des Bewerbers/der Bewerberin mit Angaben über 
Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, 
Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertre-
ter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigten und Er-
gebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Leiter/die Leiterin 
der Versammlung und zwei von dieser bestimmte 
Teilnehmer/Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahl-
leiter an Eides statt zu versichern, dass die Wahl 
des Bewerbers/der Bewerberin für das Amt des 
Bürgermeisters/der Bürgermeisterin in geheimer 
Abstimmung erfolgt ist. Die Beibringung einer 
Ausfertigung der Niederschrift und der Versi-
cherung an Eides statt bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorlie-
gen eines gültigen Wahlvorschlages. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode 
nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertre-
tung, in der Vertretung des Kreises Lippe, im Land-
tag oder auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem 
Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, 
dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen 
gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und 
ein Programm hat. Dies gilt nicht für auf Landes-
ebene organisierte Parteien, die die Unterlagen ge-
mäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Par-
teiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschrei-
bung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter einge-
reicht haben.  

 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert 
sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 Kommunalwahlge-
setz dem Bundeswahlleiter die Unterlagen einge-
reicht haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt 
Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Ein-
reichung von Satzung und Programm von Parteien 
und Wählergruppen eingereicht werden können, 
macht das Innenministerium nach dem Zeitpunkt 
der Wahlausschreibung öffentlich bekannt.  
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Weist ein Bewerber/eine Bewerberin bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist nach, dass für ihn/sie im Mel-
deregister ein Sperrvermerk gemäß § 34 Abs. 6 des 
Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
eingetragen ist, ist anstelle seiner/ihrer Anschrift 
(Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift zu 
verwenden; die Angabe eines Postfachs genügt 
nicht. 

 
2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeis-

ters/der Bürgermeisterin 
 
2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der 

Bürgermeisterin können auch von Parteien und 
Wählergruppen gemeinsam eingereicht werden. In 
diesem Fall ist der Bewerber/die Bewerberin entwe-
der in einer gemeinsamen Versammlung oder in ge-
trennten Versammlungen der beteiligten Wahlvor-
schlagsträger zu wählen. Die Träger des gemein-
samen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als 
den gemeinsamen Bewerber/die gemeinsame Be-
werberin wählen und zur Wahl vorschlagen. 

 
Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeis-
ters/der Bürgermeisterin soll nach dem Muster der 
Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er 
muss enthalten:  

 
− Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreicht; andere Wahlvorschläge können durch 
ein Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekenn-
zeichnet werden; 

 
− Familienname, Vorname, Beruf, Geburtsdatum, 

Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerbe-
rin.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrif-
ten der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten.  

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Lei-
tung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 Kom-
munalwahlgesetz). Gemeinsame Wahlvorschläge 
müssen von den jeweiligen für das Wahlgebiet zu-
ständigen Leitungen aller beteiligten Wahlvor-
schlagsträger unterzeichnet sein. Bei anderen 
Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner/die Un-
terzeichnerin des Wahlvorschlags im Wahlgebiet 
wahlberechtigt sein.  

 
Wer für das Amt des Bürgermeisters/der Bürger-
meisterin wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Partei-

en und Wählergruppen müssen außerdem von min-
destens 240 Wahlberechtigten der Gemeinde per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies 
gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung 
ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unter-
zeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechti-
gung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann  

 
infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsträ-
ger nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht 
werden.  
Unterstützungsunterschriften für gemeinsame 
Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle 
beteiligten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 
genannten Parteien und Wählergruppen fallen. 

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 240 Wahl-

berechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unter-
schriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 
14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgendes 
zu beachten:  

 
- Die Formblätter werden auf Anforderung vom 

Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung 
sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergrup-
pe, die den Wahlvorschlag einreichen will, bei 
Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen das Kenn-
wort, sowie Familienname, Vorname und Wohnort 
des/der vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin 
anzugeben. Der Wahlleiter hat diese Angaben im 
Kopf der Formblätter zu vermerken.  

 
- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag 

unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt per-
sönlich und handschriftlich unterschreiben; neben 
der Unterschrift sind Familienname, Vorname, 
Geburtsdatum, Anschrift (Hauptwohnung) des Un-
terzeichners anzugeben.  

 
- Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist 

auf dem Formblatt oder gesondert eine Beschei-
nigung seiner/ihrer Gemeinde nach dem Muster 
der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass 
er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.  

 
- Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf 

nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat je-
mand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so 
ist seine/ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlä-
gen ungültig; die gleichzeitige Unterzeichnung ei-
nes Wahlvorschlages für einen Wahlbezirk und 
einer Reserveliste bleibt unberührt. 

- Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch 
den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig, wenn 
dieser/diese in der Gemeinde wahlberechtigt ist.  

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der 
Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12c zur 
KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahl-
vorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur 
KWahlO abgegeben werden. Dabei hat der Be-
werber/die Bewerberin zu versichern, dass er/sie 
für keine andere Wahl zum Bürgermeister/zur 
Bürgermeisterin oder Landrat/Landrätin kandidiert. 
Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustim-
mungserklärung bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe 
eines gültigen Wahlvorschlags.  

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Mus-

ter der Anlage 13b zur KWahlO; die Bescheini-
gung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abgege-
ben werden.  
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- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung des Bewerbers/der Bewerberin 
(Anlage 9c zur KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 
KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Ei-
des statt (Anlage 10c zur KWahlO). 

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der 
Bürgermeisterin der Stadt Bad Salzuflen sind bis spätes-
tens zu dem in § 15 Abs. 1 Satz 1 Kommunalwahlgesetz 
genannten Zeitpunkt (48. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr – 
Ausschlussfrist = 27.07.2015), beim Wahlleiter der Stadt 
Bad Salzuflen, Wahlamt, Rudolph-Brandes-Allee 19, Rat-
haus, Zimmer E. 28, 32105 Bad Salzuflen, einzureichen.  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können.  
 
Bad Salzuflen, den 26. November 2014 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Wahlleiter 
Bürgermeister 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
570 Bekanntmachung Stadt Bad Salzuflen 
 
Die Bezirksregierung Detmold hat für den Ehrser Bach im 
Gebiet der Stadt Bad Salzuflen erstmalig ein Über-
schwemmungsgebiet ausgewiesen und plant dieses durch 
eine Rechtsverordnung festzusetzen.  
 
In dem Festsetzungsverfahren ist eine Beteiligung der Öf-
fentlichkeit unter entsprechender Anwendung des §73 Abs. 
2 bis 5 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfg. NRW.) 
durchzuführen. Rechtsgrundlage für die Festsetzung ist 
§76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. §112 Abs. 1 
Landeswassergesetz (LWG). 
 
In dem festgesetzten Überschwemmungsgebiet gelten die 
Verbots- und Genehmigungstatbestände sowie die sonsti-
gen Regelungen gem. §78 WHG. 
 
Der Entwurf der ordnungsbehördlichen Verordnung wird 
mit den zugehörigen Planunterlagen des Überschwem-
mungsgebietes (Karten und Erläuterungsbericht) bei der 
Stadtverwaltung Bad Salzuflen (Rathaus), Zimmer-Nr. 4.6, 
Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen in der Zeit 
vom 06. Januar 2015 bis zum  05. Februar 2015 öffentlich 
ausgelegt und kann dort während der Dienststunden (Mo. – 
Do.: 08:00 – 16:00 Uhr;  Fr: 08:00 – 12:00 Uhr) eingesehen 
werden.  
 
Es besteht auch die Möglichkeit, im Internet auf der Home-
page der Bezirksregierung Detmold www.brdt.nrw.de unter 
Eingabe des Suchbegriffes „Überschwemmungsgebiete“ 
Einblick in die Unterlagen zu nehmen. 
 
 

 
Einwendungen gegen die beabsichtigte Festsetzung des 
oben genannten Überschwemmungsgebietes können bis 2 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, d.h. bis ein-
schließlich 19. Februar 2015 bei der Stadt Bad Salzuflen, 
Der Bürgermeister, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad 
Salzuflen oder bei der Bezirksregierung Detmold, Leopold-
straße 15, 32756 Detmold schriftlich oder zur Niederschrift 
erhoben werden.  
 
Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung setzt vo-
raus, dass aus der Einwendung der geltend gemachte Be-
lang und eine sachgerechte Begründung der Beanstan-
dung hervorgehen. Zudem muss die Einwendung den Na-
men und die vollständige Adresse der Einwenderin / des 
Einwenders enthalten und unterschrieben sein. Einwen-
dungen ohne diesen Mindestinhalt sind nicht zulässig. Ein-
wendungen, die per Email abgegeben werden, können 
gem. §3a Abs. 2 Nr. 2 VwVfG NRW nur dann berücksich-
tigt werden, wenn diese der Versandart nach §5a Abs. 5 
des De-Mail-Gesetzes entsprechen. 
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass verspätet 
erhobene Einwendungen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen oder die das Verfahren verzö-
gern, gem. §73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW ausgeschlos-
sen sind. 
 
Bad Salzuflen, den 27.11.2014 
 
Der Bürgermeister der Stadt Bad Salzuflen 
 
 
gez. Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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Stadt Barntrup 
 
571 Bekanntmachung der Haushaltssatzung für 

den Schulverband Barntrup-Dörentrup für das 
Haushaltsjahr 2014 

 
1. Haushaltssatzung des Schulverbandes Barntrup-
Dörentrup für das Haushaltsjahr 2014 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zurzeit geltenden 
Fassung in Verbindung mit § 18 Abs. 1 des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 01.10.1979 (GV NRW S. 621) in der 
zurzeit geltenden Fassung, hat die Schulverbandsver-
sammlung des Schulverbandes Barntrup-Dörentrup am 
10.11.2014 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Schulverbandes Barntrup-
Dörentrup voraussichtlich erzielbaren Erträge und entste-
henden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen 
und zu leistenden Auszahlungen und notwendige Verpflich-
tungsermächtigungen enthält, wird  
 
im Ergebnisplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf               1.285.000,00 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  1.759.050,00 € 
 
im Finanzplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit                              174.900,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit                               11.500,00 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätig-
keit auf                                                              94.000,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstä-
tigkeit auf                                                                  0,00 € 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf                                                      0,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf                                           417.400,00 € 
  
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite werden nicht in Anspruch genommen.  
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 4 

 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals erfolgt nicht.  
 

§ 5 
 
Kredite zur Liquiditätssicherung werden nicht in Anspruch 
genommen.  
 

§ 6 
 
Der Schulverbandsbeitrag beträgt entsprechend der Be-
rechnung für die Verbandsmitglieder  
 
 Stadt Barntrup                98.440,00 € 
 Gemeinde Dörentrup               76.460,00 € 
                174.900,00 € 
 

§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen sowie Verpflichtungsermächtigungen 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie im Einzelfall mehr als 10.000,00 € betragen.   
 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 5.000,00 € überschreiten. Die erheblichen 
Aufwendungen und Auszahlungen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung der Schulverbandsversammlung, im Übrigen 
sind sie der Schulverbandsversammlung zur Kenntnis zu 
bringen.  
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen gelten nach § 83 GO NRW als geringfügig, wenn 
sie im Einzelfall einen Betrag von 2.000,00 € nicht über-
steigen. Die Zustimmung bzw. Kenntnisnahme durch die 
Schulverbandsversammlung findet insoweit keine Anwen-
dung. 
 

§ 8 
 
Alle Aufwendungen und Auszahlungen werden gem. § 22 
GemHVO für übertragbar erklärt.  
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung des Schulverbandes 
Barntrup-Dörentrup für das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die nach § 19 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GkG) in der zurzeit geltenden Fassung 
festgesetzte Umlage ist vom Landrat des Kreises Lippe als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Verfügung vom 
25.11.2014 genehmigt worden. 
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Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NW. 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
 
c) der Schulverbandsvorsteher hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Schulverband vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
 
Barntrup, den 27.11.2014 
 
Nolting 
Ausschussvorsitzende 
 
 
Schell 
Schulverbandsvorsteher 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 1093 
 

 

 

Stadt Detmold 
 
572 Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe 
 
Nach § 75 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
29.08.2013 (BGBl. I S. 3464), wurde durch den Jugendhil-
feausschuss der Stadt Detmold als Träger der freien Ju-
gendhilfe öffentlich anerkannt: 
 
YouthORG.EU e.V. 
Körnerstr. 5 c 
32758 Detmold 
 
(Beschluss des Jugendhilfeausschusses vom 18.11.2014) 
 
Detmold, den 25.11.2014 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
(Rainer Heller) 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
573 Satzung über die endgültige Herstellung der 

Erschließungsanlage entsprechend der Sat-
zung über die Erhebung von Erschließungs-
beiträgen in der Stadt Detmold vom 30. Juni 
1992 für die Anlage: „Stichstraße an der Bir-
kenallee“ zwischen „Birkenallee“ und „Bent-
weg“ vom 28.11.2014 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
zur Zeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GONW) in der zur Zeit gültigen Fassung und § 8 Absatz 3 
über die endgültige Herstellung von Erschließungsanlagen 
der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträ-
gen in der Stadt Detmold vom 30. Juni 1992 hat der Rat 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 13.11.2014 folgen-
de Satzung beschlossen: 
 

§1 
 
Der Rat stellt die endgültige Herstellung der Erschlie-
ßungsanlage fest und bestimmt, daß sie abweichend von 
den im § 8 Absatz 1 der Satzung über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen in der Stadt Detmold vom 30. Juni 
1992 festgesetzten Herstellungsmerkmalen mit folgenden 
Herstellungsmerkmalen  
 
• der Fahrbahn in Asphaltbauweise 
 
• beidseitigen Schotterrasenstreifen 
 
• der Straßenentwässerung 
 
• der Beleuchtungsanlage 
 
ihren endgültigen Ausbauzustand erreicht hat. 
 
 
 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 28.11.2014 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
574 7. Änderungssatzung zur „Satzung über die 

Unterhaltung von Übergangswohnheimen für 
die Unterbringung ausländischer Flüchtlinge 
in Detmold vom 24. November 1997“ vom 
28.11.2014 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe f der Gemein-
deordnung des Landes Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 
666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 01.Oktober 2013 (GV NRW S. 563 bis 572) 
und des § 1 Abs. 1 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes vom 
28.02.2003 (GV NRW S. 93), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 3. Dezember 2013 (GV NRW S. 724) beschließt 
der Rat der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 13.11.2014 
folgende Satzung: 
 

§ 1 
 
§ 1 wird wie folgt neu gefasst: 
Die Stadt Detmold unterhält zur vorübergehenden Unter-
bringung der nach dem  
Flüchtlingsaufnahmegesetz aufzunehmenden ausländi-
schen Flüchtlinge die  
Übergangswohnheime Heldmanstr. 2, Leistruper-Wald-Str. 
13, Poggenpohl 24, Willi-Schramm-Str. 12 sowie Im Lin-
denort 6 und 8. 
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§ 2 

 
Diese 7. Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffent-
lichen Bekanntmachung in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 28.11.2014 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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Gemeinde Extertal 
 
575 Härtebereiche des von der Gemeinde Extertal 

abgegebenen Trinkwassers 
 
Aufgrund des § 9 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeit von Wasch- und Reinigungsmitteln (Wasch- und 
Reinigungsmittelgesetz - WRMG) vom 17. Juli 2013 (BGBl. 
I  
S. 2538), geändert durch Artikel 2 Abs. 98 des Gesetzes 
vom 07. August 2013 (BGBl. I S. 3154) i. V. mit § 13 Abs. 1 
der Hauptsatzung der Gemeinde Extertal in der zz. gültigen 
Fassung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht: 
 
Die Härtebereiche des von der Gemeinde Extertal abgege-
benen Trinkwassers haben am 29.09.2014 in nachstehen-
den Versorgungsbezirken betragen: 
 
Ortsteil(e) Deutscher 

Härtegrad 
(dH) 

Millimol Härtebereich 

Almena 15,6° 2,78148 hart 

Göstrup 16,2° 2,88846 hart 

Bösingfeld/ 
Asmissen/ 

Nalhof/ 
Meierberg 

12,6°- 
21,6° 

2,24658-
3,85128 

mittel bis hart 

Bremke 13,2° 2,35356 mittel 

Rott 12,6° 2,24658 mittel 

Silixen/ 
Laßbruch/ 

Küken-
bruch 

11,5°- 
12,0° 

2,05045-
2,1396 

mittel 

 
Härtebereich weich 
weniger als 1,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich mittel 
1,5 bis 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Härtebereich hart 
mehr als 2,5 Millimol Calciumcarbonat je Liter 
 
Wirtschaftsbetriebe Extertal 
Der Betriebsleiter 
Az.: I.3 - 815.75/Ng/Km 
Extertal, 19.11.2014 
 
gez. 
 
 
(Hubertus Fricke) 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 

 
576 Ablauf von Nutzungsrechten an Grabstätten 

auf den von der Gemeinde Extertal bewirt-
schafteten kommunalen und kirchlichen 
Friedhöfen der Gemeinde Extertal und Eineb-
nung von Gräbern 

 
An Grabstätten (Reihen-, Wahl- und Urnengräbern) auf den 
von der Gemeinde Extertal bewirtschafteten kommunalen 
und kirchlichen Friedhöfen der Gemeinde Extertal, die bis 
zum 31.12.1984 belegt worden sind, ist die in § 11 i. V. m. 
§ 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1, § 19 Abs. 1 und § 20 Abs. 1 der 
Friedhofssatzung der Gemeinde Extertal vom 20.05.2008 
bestimmte Nutzungszeit läuft am 31.12.2014 ab. Eine Ver-
längerung der Nutzungszeiten an Wahl- und Urnenwahl-
grabstätten ist gem. § 17 Abs. 1 und § 20 Abs. 1 der Fried-
hofssatzung nur auf Antrag und gegen Zahlung der in der 
Friedhofsgebührensatzung der Gemeinde Extertal festge-
legten Gebühr möglich. Entsprechende Anträge sind spä-
testens bis zum 31.12.2014 bei der Friedhofsverwaltung 
der Gemeinde Extertal zu stellen. Alle Grabstätten, für die 
ein entsprechender Antrag auf Verlängerung der Nut-
zungszeit nicht gestellt wird, werden nach Ablauf der An-
tragsfrist eingeebnet. Gem. § 16 Abs. 7, § 17 Abs. 14, § 19 
Abs. 5 und § 20 Abs. 4 der Friedhofssatzung wir die beab-
sichtigte Einebnung der in Frage kommenden Grabstätten 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Extertal, 23.09.2014 
 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
577 Öffentliche Auslegung des Entwurfes der 

Haushaltssatzung der Stadt Horn-Bad Mein-
berg für das Haushaltsjahr 2015 

 
Hiermit wird bekannt gegeben, dass der Entwurf der Haus-
haltssatzung der Stadt Horn-Bad Meinberg für das Haus-
haltsjahr 2015 samt Anlagen in der Zeit ab dem 10.12.2014 
für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rathaus, Zim-
mer 12, während der allgemeinen Öffnungszeiten (montags 
dienstags, donnerstags und freitags 8.30 - 12.00 Uhr, mitt-
wochs 7.30- 12.30 Uhr, donnerstags 14.00 -17.30 Uhr) öf-
fentlich ausliegt. Das Beratungsverfahren endet voraus-
sichtlich am 29.01.2015 mit dem Beschluss der Haushalts-
satzung. 
 
Einwohner oder Abgabenpflichtige können innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung gegen den 
Entwurf Einwendungen erheben. Die Einwendungen sind 
bei mir, Fachbereich 1 (Zentrale Dienste, Rathaus, Zimmer 
12), zu erheben. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 28.11.2014 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg  
Der Bürgermeister 
Im Auftrag: 
 
 
gez. Barz 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
578 Herstellung von betriebsfertigen Abwasserlei-

tungen 
 
Gem. § 5 Absatz 1 der Satzung über die Entwässerung der 
Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwas-
seranlage -Entwässerungssatzung- der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 20. Juni 1991 (Kreisblatt Lippe vom 
10.07.1991, Seite 441 - 448) in der Fassung der 6. Ände-
rungssatzung vom 08. Dezember 2006 (Kreisblatt Lippe 
vom 27.12.2006, Seiten 745-746) wird bekannt gemacht, 
dass nachstehende Straßen, Straßenabschnitte bzw. Orts-
lagen mit betriebsfertigen Abwasserleitungen versehen 
worden sind: 
 
Stadtteil Horn: 
 
In der nachfolgenden Straße wurde ein Schmutzwasser- 
und Regenwasserkanal zum Anschluss der erschließungs-
fähigen Grundstücke an das öffentliche Kanalisationssys-
tem verlegt.  
 
Isermannstraße: 
 
Entlang der Flurstücke 555 und 636, Flur 16, Gemarkung 
Horn. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Eigentümer von bebauten Grundstücken an o.a. Stra-
ßen, Straßenabschnitten bzw. Ortslagen werden hiermit 
aufgefordert, gem. § 5 Absatz 5 der Entwässerungssatzung 
innerhalb von drei Monaten nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung ihre Grundstücke an die öffentliche Ab-
wasseranlage anzuschließen. Die Anschlussnehmer sind 
gem. § 6 Absatz 1 der Entwässerungssatzung verpflichtet, 
sämtliche auf den Grundstücken anfallende Abwässer - mit 
Ausnahme der in § 4 der Entwässerungssatzung aufge-
führten Abwässer - in die öffentliche Abwasseranlage nach 
den Bestimmungen der Entwässerungssatzung einzuleiten. 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass derjenige 
ordnungswidrig handelt, der sein Grundstück nicht oder 
nicht rechtzeitig an die öffentliche Abwasseranlage an-
schließt oder das anfallende Abwasser nicht oder nicht 
vollständig einleitet. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 
 
Die Anschlussnehmer haben des weiteren gem. § 9 Absatz 
7 der Entwässerungssatzung auf ihre Kosten binnen 8 Wo-
chen nach dem Anschluss alle bestehenden oberirdischen 
und unterirdischen Abwassereinrichtungen, insbesondere 
Gruben, Schlammfänge, Sickeranlagen, alte Kanäle, so-
weit sie nicht Bestandteil der neuen Anlage geworden sind, 
außer Betrieb zu setzen, zu entleeren und zu reinigen. 
Vorhandene Rückstände in den Klär- und Fäkaliengruben 
dürfen hierbei nicht in das öffentliche Abwassernetz einge-
leitet werden. Gruben können, wenn der bauliche Zustand 
noch gut ist, als Sammelbehälter für Niederschlagswasser 
weiter benutzt werden. 
 
Gem. § 8 der Entwässerungssatzung ist der Anschluss 
mindestens vier Wochen vor Beginn der Arbeiten bei der 
Stadt - Stadtwerke - schriftlich anzuzeigen. Ohne Mitteilung 
der Stadtwerke, ob der Anschluss wie angezeigt hergestellt 
werden kann, darf mit dem Bau von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen nicht begonnen werden und dürfen Abwäs-
ser nicht in die Abwasseranlage eingeleitet werden. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 25.11.2014 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
- Stadtwerke - 
 
 
W. Jüdith 
Die Betriebsleitung 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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579 Widmung der Straße „Kastanienweg“ im Stadt-

teil Leopoldstal, Horn-Bad Meinberg 
 
Die Straße „Kastanienweg“ im Stadtteil Leopoldstal ist in 
das Eigentum der Stadt Horn-Bad Meinberg übergegan-
gen. 
 
Diese Straße wird hiermit gemäß § 6 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 
NW) vom 23. September 1995 (GV.NW. S. 1028/SGV NW 
91) Ber. in GV NW 1996 S. 81, in der zurzeit geltenden 
Fassung, als Gemeindestraße -Anliegerstraße- (§ 3 Abs. 4 
Nr. 2 StrWG NW) für den öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
Straßenbaulastträger der vorgenannten Straße ist gem. 
§ 47 Abs. 1 StrWG NW die Stadt Horn-Bad Meinberg. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach öffentlicher Bekanntmachung Klage beim 
Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden 
oder Postfach 32 40, 32389 Minden) schriftlich oder in 
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über 
den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungs- 
und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen –
ERVVO VG/FG- vom 07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548)- 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle erhoben werden. 
Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist 
nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monats-
frist bei Gericht eingegangen ist. Die Klage muss den Klä-
ger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung 
soll im Original oder in Ablichtung beigefügt werden. Wird 
die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Durch-
schriften beigefügt werden.  
Sollte die Frist durch das Verschulden einer bevollmächtig-
ten Person versäumt werden, so würde deren Verschulden 
der/dem jeweiligen Kläger/in zugerechnet werden. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
580 3. Änderung (vereinfacht) des Bebauungspla-

nes H 21 B N „Nordfeld/Im Stahle“, Stt. Horn; 
hier: Inkrafttreten 

 
Die o.g. Bebauungsplanänderung ist vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 27.11.2014 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 3. Ände-
rung des Bebauungsplanes H 21 B N „Nordfeld/Im Stahle“, 
angeordnet: 
 
„Die 3. Änderung des Bebauungsplanes H 21 B N „Nord-
feld/Im Stahle“ wird als Satzung beschlossen. Es gilt die als 
Anlage 2 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 2, Satzungstext:) 
 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes H 21 B N „Nordfeld/Im Stahle“ wird die Zuläs-
sigkeit von Einzelhandelsbetrieben wie folgt festge-
setzt: 
 
(1) Zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten 
und nicht nahversorgungsrelevanten Kernsortimen-
ten. Der Anteil der (zentrenrelevanten und nahversor-
gungsrelevanten) Randsortimente darf maximal 10 % 
betragen. Die Gesamtfläche der Randsortimente darf 
dabei nicht von einem Teilsortiment allein eingenom-
men werden; eine Aufteilung auf unterschiedliche 
Teilsortimente ist erforderlich. 
 
(2) Ausnahmsweise zulässig sind: 
- Unabhängig vom Sortiment Verkaufsflächen in 
Tankstellen, Kioske u. a., sofern ihre Verkaufsfläche 
150 m² nicht überschreitet.  
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten, wenn sie 
nach Art und Umfang in eindeutigem Zusammenhang 
mit einer vor Ort erbrachten Produktion, der Ver- und 
Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und 
Serviceleistungen einer gewerblichen Betriebsstätte 
stehen und diesen Nutzungen jeweils flächenmäßig 
untergeordnet sind. Die Verkaufs-fläche darf dabei 
nicht mehr als 300 m² umfassen und muss im räumli-
chen Zusammenhang mit dem Hauptbetrieb stehen, 
sowie diesem in Grundfläche und Baumasse deutlich 
untergeordnet sein. 
- Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs- 
und/oder zentrenrelevanten Kernsortimenten bis zu 
einer Verkaufsfläche von 300 m², sofern keine negati-
ven städtebaulichen Auswirkungen zu erwarten sind. 
- (Hinweis: Bei den ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen sind die in den Festsetzungen formulierten 
Bedingungen durch den Antragsteller nachzuweisen. 
Ein Anspruch auf Ausnahmegenehmigung besteht 
nicht.) 
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(3) Nicht zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten  
 
(4) Für die Festsetzungen ist diese Horn-Bad Mein-
berger Sortimentsliste maßgeblich: 
- 1. Liste der nahversorgungsrelevanten Sortimente: 
1.1 Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke und 
Tabakwaren, Bäckerei- / Konditorei- / Metzgereiwa-
ren, Reformwaren) 
1.2 kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegemittel, 
Drogerie- / Parfümerieartikel, Wasch-, Putz- und Rei-
nigungsmittel 
1.3 Arzneimittel, pharmazeutischer Bedarf 
1.4 Tiernahrung (mit Heim- und Kleintierfutter) 
- 2. Liste der zentrenrelevanten Sortimente: 
2.1 medizinische und orthopädische Artikel, Sanitäts-
artikel 
2.2 Augenoptik (inkl. Brillen, Kontaktlinsen, Pflege-
mittel) 
2.3 Akustische Erzeugnisse und Hörgeräte 
2.4 Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel 
2.5 Zeitschriften und Zeitungen 
2.6 Bücher 
2.7 Antiquariate 
2.8 Damen- / Herren- / Kinderoberbekleidung und -
wäsche (inkl. Miederwaren) 
2.9 Pelz- und Kürschnerwaren 
2.10 Gürtel, Hosenträger, Handschuhe, Krawatten, 
Schals, Tücher 
2.11 Schuhe (ohne Sportschuhe) 
2.12 Lederwaren und Reisegepäck (inkl. Taschen, 
Koffer, Regenschirme, Geldbörsen) 
2.13 Schnittblumen, Blumenbindeerzeugnisse, Tro-
ckenblumen, Floristik 
2.14 zoologischer Bedarf und lebende Tiere (inkl. Hy-
giene- und Pflegemittel; ohne Tiernahrung) 
2.15 keramische Erzeugnisse und Glaswaren (Glas, 
Porzellan, Keramik, inkl. Zimmerkeramik) 
2.16 Hausrat, Haushaltswaren und -artikel, Schneid-
waren, Bestecke 
2.17 Holz-, Kork- , Flecht- und Korbwaren 
2.18 Spielwaren (inkl. Spiele, Bastelsätze für den Mo-
dellbau; ohne Videospielkonsolen) 
2.19 Sportartikel und -geräte (ohne Sportgroßgeräte) 
2.20 Sportbekleidung und –schuhe 
2.21 Fahrräder, Fahrradteile und -zubehör (ohne Be-
kleidung und Schuhe) 
2.22 Künstler- und Bastelbedarf 
2.23 Musikinstrumente und Musikalien 
2.24 Pokale, Vereinsbedarf 
2.25 Wohneinrichtungsartikel (inkl. Kerzen, Aufbe-
wahrungsutensilien, Spiegel) 
2.26 Teppiche (Einzelware), Brücken, Läufer 
2.27 Bilder und Bilderrahmen, Kunstgegenstände / 
kunstgewerbliche Erzeugnisse 
2.28 Antiquitäten und antike Teppiche 
2.29 Heim- und Haushaltstextilien (inkl. Kurzwaren, 
Haus- und Tischwäsche / Bettwäsche, Schneide-
reibedarf, Handarbeitswaren, Stoffe, Dekorations- / 
Möbelstoffe, Meterwaren, Wolle) 
2.30 Bettwaren (ohne Bettwäsche) 
2.31 Vorhänge und Gardinen 
2.32 elektrische Haushaltsgeräte (Kleingeräte) 
2.33 Lampen, Leuchten, Leuchtmittel 
2.34 Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte, 
Zubehör und Software 

 
2.35 Telekommunikationsgeräte, Mobiltelefone und 
Zubehör 
2.36 Geräte der Unterhaltungselektronik und Zubehör 
(inkl. Videospielkonsolen) 
2.37 bespielte Ton- und Bildträger 
2.38 Foto- / Videokameras, Ferngläser, Mikroskope 
und Zubehör (ohne Augenoptik) 
2.39 Uhren und Schmuck 
2.40 Briefmarken, Münzen 
3. Liste der nicht-zentrenrelevanten Sortimente: 
3.1 Bau- und Heimwerkerbedarf (inkl. Metallkurzwa-
ren, Kleineisenwaren, Werkzeuge und Maschinen, 
Anstrichmittel, Elektroinstallationsmaterial)  
3.2 Fußbodenbeläge, Tapeten  
3.3 Rollläden, Rollos, Markisen  
3.4 Sicherheitssysteme (inkl. Verriegelungseinrich-
tungen, Tresore)  
3.5 Block- und Gartenhäuser, Wintergärten, Zäune  
3.6 Herde, Öfen, Kamine  
3.7 Sauna  
3.8 Blumen (ohne Schnittblumen, Blumenbindeer-
zeugnisse, Trockenblumen), Pflanzen, Sämereien 
und Düngemittel, Torfe und Erden, Pflanzgefäße  
3.9 Gartengeräte und -artikel (inkl. Grillgeräte und -
zubehör, Teichzubehör)  
3.10 Tiernahrung (ohne Heim- und Kleintierfutter)  
3.11 Außenspielgroßgeräte (inkl. Sandkästen, Schau-
keln, Kletterstangen und -gerüste, Außentrampolin, 
Fahrgeräte)  
3.12 Sportgroßgeräte (inkl. Fitnessgeräte, Hantel-
bank)  
3.13 Campingartikel (ohne Campingmöbel, Beklei-
dung und Schuhe)  
3.14 Anglerbedarf (ohne Bekleidung und Schuhe)  
3.15 Boote und Zubehör  
3.16 Reitsportartikel und -zubehör (ohne Bekleidung 
und Schuhe)  
3.17 Waffen, Munition und Jagdbedarf (ohne Beklei-
dung und Schuhe)  
3.18 Wohnmöbel (inkl. Büro- / Küchen- / Badmöbel)  
3.19 Garten- und Campingmöbel (inkl. Polsterauf-
lagen)  
3.20 Matratzen und Lattenroste  
3.21 elektrische Haushaltsgeräte (Großgeräte; ohne 
Einbaugeräte)  
3.22 elektrische Haushaltsgeräte (Einbaugeräte)  
3.23 Kinderwagen  
3.24 Erotikartikel  
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus einer Ein-
tragung der neuen textlichen Festsetzung auf der 
Planurkundes des Ursprungsbebauungsplanes H 21 
B N. Dem Änderungsbebauungsplan ist eine Begrün-
dung mit Datum vom 12.11.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
27.11.2014 überein. 
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Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 3. Änderung 
des Bebauungsplanes H 21 B N „Nordfeld/Im Stahle“ 
rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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581 1. Änderung (vereinfacht) des Bebauungspla-

nes H 21 C „In den Kämpen / Nord“, Stt. Horn; 
hier: Inkrafttreten 

 
Die o.g. Bebauungsplanänderung ist vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 27.11.2014 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes H 21 C „In den Kämpen / 
Nord“, angeordnet: 
 
„Die 1. Änderung des Bebauungsplanes H 21 C „In den 
Kämpen / Nord“ wird als Satzung beschlossen. Es gilt die 
als Anlage 2 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 2, Satzungstext:) 
 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes H 21 C „In den Kämpen / Nord“ wird die Zu-
lässigkeit von Einzelhandelsbetrieben wie folgt fest-
gesetzt: 
 
(1) Zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten 
und nicht nahversorgungsrelevanten Kernsortimen-
ten. Der Anteil der (zentrenrelevanten und nahversor-
gungsrelevanten) Randsortimente darf maximal 10 % 
betragen. Die Gesamtfläche der Randsortimente darf 
dabei nicht von einem Teilsortiment allein eingenom-
men werden; eine Aufteilung auf unterschiedliche 
Teilsortimente ist erforderlich. 
 
(2) Ausnahmsweise zulässig sind: 
- Unabhängig vom Sortiment Verkaufsflächen in 
Tankstellen, Kioske u. a., sofern ihre Verkaufsfläche 
150 m² nicht überschreitet.  
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten, wenn sie 
nach Art und Umfang in eindeutigem Zusammenhang 
mit einer vor Ort erbrachten Produktion, der Ver- und 
Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und 
Serviceleistungen einer gewerblichen Betriebsstätte 
stehen und diesen Nutzungen jeweils flächenmäßig 
untergeordnet sind. Die Verkaufs-fläche darf dabei 
nicht mehr als 300 m² umfassen und muss im räumli-
chen Zusammenhang mit dem Hauptbetrieb stehen, 
sowie diesem in Grundfläche und Baumasse deutlich 
untergeordnet sein. 
- Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs- 
und/oder zentrenrelevanten Kernsortimenten bis zu 
einer Verkaufsfläche von 300 m², sofern keine negati-
ven städtebaulichen Auswirkungen zu erwarten sind. 
- (Hinweis: Bei den ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen sind die in den Festsetzungen formulierten 
Bedingungen durch den Antragsteller nachzuweisen. 
Ein Anspruch auf Ausnahmegenehmigung besteht 
nicht.) 
 
 
 

 
(3) Nicht zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten  
 
(4) Für die Festsetzungen ist diese Horn-Bad Mein-
berger Sortimentsliste maßgeblich: 
- 1. Liste der nahversorgungsrelevanten Sortimente: 
1.1 Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke und 
Tabakwaren, Bäckerei- / Konditorei- / Metzgereiwa-
ren, Reformwaren) 
1.2 kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegemittel, 
Drogerie- / Parfümerieartikel, Wasch-, Putz- und Rei-
nigungsmittel 
1.3 Arzneimittel, pharmazeutischer Bedarf 
1.4 Tiernahrung (mit Heim- und Kleintierfutter) 
- 2. Liste der zentrenrelevanten Sortimente: 
2.1 medizinische und orthopädische Artikel, Sanitäts-
artikel 
2.2 Augenoptik (inkl. Brillen, Kontaktlinsen, Pflege-
mittel) 
2.3 Akustische Erzeugnisse und Hörgeräte 
2.4 Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel 
2.5 Zeitschriften und Zeitungen 
2.6 Bücher 
2.7 Antiquariate 
2.8 Damen- / Herren- / Kinderoberbekleidung und -
wäsche (inkl. Miederwaren) 
2.9 Pelz- und Kürschnerwaren 
2.10 Gürtel, Hosenträger, Handschuhe, Krawatten, 
Schals, Tücher 
2.11 Schuhe (ohne Sportschuhe) 
2.12 Lederwaren und Reisegepäck (inkl. Taschen, 
Koffer, Regenschirme, Geldbörsen) 
2.13 Schnittblumen, Blumenbindeerzeugnisse, Tro-
ckenblumen, Floristik 
2.14 zoologischer Bedarf und lebende Tiere (inkl. Hy-
giene- und Pflegemittel; ohne Tiernahrung) 
2.15 keramische Erzeugnisse und Glaswaren (Glas, 
Porzellan, Keramik, inkl. Zimmerkeramik) 
2.16 Hausrat, Haushaltswaren und -artikel, Schneid-
waren, Bestecke 
2.17 Holz-, Kork- , Flecht- und Korbwaren 
2.18 Spielwaren (inkl. Spiele, Bastelsätze für den Mo-
dellbau; ohne Videospielkonsolen) 
2.19 Sportartikel und -geräte (ohne Sportgroßgeräte) 
2.20 Sportbekleidung und –schuhe 
2.21 Fahrräder, Fahrradteile und -zubehör (ohne Be-
kleidung und Schuhe) 
2.22 Künstler- und Bastelbedarf 
2.23 Musikinstrumente und Musikalien 
2.24 Pokale, Vereinsbedarf 
2.25 Wohneinrichtungsartikel (inkl. Kerzen, Aufbe-
wahrungsutensilien, Spiegel) 
2.26 Teppiche (Einzelware), Brücken, Läufer 
2.27 Bilder und Bilderrahmen, Kunstgegenstände / 
kunstgewerbliche Erzeugnisse 
2.28 Antiquitäten und antike Teppiche 
2.29 Heim- und Haushaltstextilien (inkl. Kurzwaren, 
Haus- und Tischwäsche / Bettwäsche, Schneide-
reibedarf, Handarbeitswaren, Stoffe, Dekorations- / 
Möbelstoffe, Meterwaren, Wolle) 
2.30 Bettwaren (ohne Bettwäsche) 
2.31 Vorhänge und Gardinen 
2.32 elektrische Haushaltsgeräte (Kleingeräte) 
2.33 Lampen, Leuchten, Leuchtmittel 
2.34 Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte, 
Zubehör und Software 
 



110
2 

KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 
 

 

 

 
2.35 Telekommunikationsgeräte, Mobiltelefone und 
Zubehör 
2.36 Geräte der Unterhaltungselektronik und Zubehör 
(inkl. Videospielkonsolen) 
2.37 bespielte Ton- und Bildträger 
2.38 Foto- / Videokameras, Ferngläser, Mikroskope 
und Zubehör (ohne Augenoptik) 
2.39 Uhren und Schmuck 
2.40 Briefmarken, Münzen 
3. Liste der nicht-zentrenrelevanten Sortimente: 
3.1 Bau- und Heimwerkerbedarf (inkl. Metallkurzwa-
ren, Kleineisenwaren, Werkzeuge und Maschinen, 
Anstrichmittel, Elektroinstallationsmaterial)  
3.2 Fußbodenbeläge, Tapeten  
3.3 Rollläden, Rollos, Markisen  
3.4 Sicherheitssysteme (inkl. Verriegelungseinrich-
tungen, Tresore)  
3.5 Block- und Gartenhäuser, Wintergärten, Zäune  
3.6 Herde, Öfen, Kamine  
3.7 Sauna  
3.8 Blumen (ohne Schnittblumen, Blumenbindeer-
zeugnisse, Trockenblumen), Pflanzen, Sämereien 
und Düngemittel, Torfe und Erden, Pflanzgefäße  
3.9 Gartengeräte und -artikel (inkl. Grillgeräte und -
zubehör, Teichzubehör)  
3.10 Tiernahrung (ohne Heim- und Kleintierfutter)  
3.11 Außenspielgroßgeräte (inkl. Sandkästen, Schau-
keln, Kletterstangen und -gerüste, Außentrampolin, 
Fahrgeräte)  
3.12 Sportgroßgeräte (inkl. Fitnessgeräte, Hantel-
bank)  
3.13 Campingartikel (ohne Campingmöbel, Beklei-
dung und Schuhe)  
3.14 Anglerbedarf (ohne Bekleidung und Schuhe)  
3.15 Boote und Zubehör  
3.16 Reitsportartikel und -zubehör (ohne Bekleidung 
und Schuhe)  
3.17 Waffen, Munition und Jagdbedarf (ohne Beklei-
dung und Schuhe)  
3.18 Wohnmöbel (inkl. Büro- / Küchen- / Badmöbel)  
3.19 Garten- und Campingmöbel (inkl. Polsterauf-
lagen)  
3.20 Matratzen und Lattenroste  
3.21 elektrische Haushaltsgeräte (Großgeräte; ohne 
Einbaugeräte)  
3.22 elektrische Haushaltsgeräte (Einbaugeräte)  
3.23 Kinderwagen  
3.24 Erotikartikel  
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus einer Ein-
tragung der neuen textlichen Festsetzung auf der 
Planurkundes des Ursprungsbebauungsplanes H 21 
C. Dem Änderungsbebauungsplan ist eine Begrün-
dung mit Datum vom 12.11.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
27.11.2014 überein. 
 
 

 

Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 

Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes H 21 C „In den Kämpen / Nord“ 
rechtsverbindlich. 
 

Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 

Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Hinweise 
 

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 

Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 

Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 

gez. 
 
 

Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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582 2. Änderung (vereinfacht) des Bebauungspla-

nes H 21 F „Industriestraße/Ost“, Stt. Horn; 
hier: Inkrafttreten 

 
Die o.g. Bebauungsplanänderung ist vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 27.11.2014 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes H 21 F „Industriestraße/Ost“, 
angeordnet: 
 
„Die 2. Änderung des Bebauungsplanes H 21 F „Industrie-
straße/Ost“ wird als Satzung beschlossen. Es gilt die als 
Anlage 2 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 2, Satzungstext:) 
 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes H 21 F „Industriestraße/Ost“ wird die Zulässig-
keit von Einzelhandelsbetrieben wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten 
und nicht nahversorgungsrelevanten Kernsortimen-
ten. Der Anteil der (zentrenrelevanten und nahversor-
gungsrelevanten) Randsortimente darf maximal 10 % 
betragen. Die Gesamtfläche der Randsortimente darf 
dabei nicht von einem Teilsortiment allein eingenom-
men werden; eine Aufteilung auf unterschiedliche 
Teilsortimente ist erforderlich. 
 
(2) Ausnahmsweise zulässig sind: 
- Unabhängig vom Sortiment Verkaufsflächen in 
Tankstellen, Kioske u. a., sofern ihre Verkaufsfläche 
150 m² nicht überschreitet.  
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten, wenn sie 
nach Art und Umfang in eindeutigem Zusammenhang 
mit einer vor Ort erbrachten Produktion, der Ver- und 
Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und 
Serviceleistungen einer gewerblichen Betriebsstätte 
stehen und diesen Nutzungen jeweils flächenmäßig 
untergeordnet sind. Die Verkaufs-fläche darf dabei 
nicht mehr als 300 m² umfassen und muss im räumli-
chen Zusammenhang mit dem Hauptbetrieb stehen, 
sowie diesem in Grundfläche und Baumasse deutlich 
untergeordnet sein. 
- Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs- 
und/oder zentrenrelevanten Kernsortimenten bis zu 
einer Verkaufsfläche von 300 m², sofern keine negati-
ven städtebaulichen Auswirkungen zu erwarten sind. 
- (Hinweis: Bei den ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen sind die in den Festsetzungen formulierten 
Bedingungen durch den Antragsteller nachzuweisen. 
Ein Anspruch auf Ausnahmegenehmigung besteht 
nicht.) 
 
 
 

 
(3) Nicht zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten  
 
(4) Für die Festsetzungen ist diese Horn-Bad Mein-
berger Sortimentsliste maßgeblich: 
- 1. Liste der nahversorgungsrelevanten Sortimente: 
1.1 Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke und 
Tabakwaren, Bäckerei- / Konditorei- / Metzgereiwa-
ren, Reformwaren) 
1.2 kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegemittel, 
Drogerie- / Parfümerieartikel, Wasch-, Putz- und Rei-
nigungsmittel 
1.3 Arzneimittel, pharmazeutischer Bedarf 
1.4 Tiernahrung (mit Heim- und Kleintierfutter) 
- 2. Liste der zentrenrelevanten Sortimente: 
2.1 medizinische und orthopädische Artikel, Sanitäts-
artikel 
2.2 Augenoptik (inkl. Brillen, Kontaktlinsen, Pflege-
mittel) 
2.3 Akustische Erzeugnisse und Hörgeräte 
2.4 Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel 
2.5 Zeitschriften und Zeitungen 
2.6 Bücher 
2.7 Antiquariate 
2.8 Damen- / Herren- / Kinderoberbekleidung und -
wäsche (inkl. Miederwaren) 
2.9 Pelz- und Kürschnerwaren 
2.10 Gürtel, Hosenträger, Handschuhe, Krawatten, 
Schals, Tücher 
2.11 Schuhe (ohne Sportschuhe) 
2.12 Lederwaren und Reisegepäck (inkl. Taschen, 
Koffer, Regenschirme, Geldbörsen) 
2.13 Schnittblumen, Blumenbindeerzeugnisse, Tro-
ckenblumen, Floristik 
2.14 zoologischer Bedarf und lebende Tiere (inkl. Hy-
giene- und Pflegemittel; ohne Tiernahrung) 
2.15 keramische Erzeugnisse und Glaswaren (Glas, 
Porzellan, Keramik, inkl. Zimmerkeramik) 
2.16 Hausrat, Haushaltswaren und -artikel, Schneid-
waren, Bestecke 
2.17 Holz-, Kork- , Flecht- und Korbwaren 
2.18 Spielwaren (inkl. Spiele, Bastelsätze für den Mo-
dellbau; ohne Videospielkonsolen) 
2.19 Sportartikel und -geräte (ohne Sportgroßgeräte) 
2.20 Sportbekleidung und –schuhe 
2.21 Fahrräder, Fahrradteile und -zubehör (ohne Be-
kleidung und Schuhe) 
2.22 Künstler- und Bastelbedarf 
2.23 Musikinstrumente und Musikalien 
2.24 Pokale, Vereinsbedarf 
2.25 Wohneinrichtungsartikel (inkl. Kerzen, Aufbe-
wahrungsutensilien, Spiegel) 
2.26 Teppiche (Einzelware), Brücken, Läufer 
2.27 Bilder und Bilderrahmen, Kunstgegenstände / 
kunstgewerbliche Erzeugnisse 
2.28 Antiquitäten und antike Teppiche 
2.29 Heim- und Haushaltstextilien (inkl. Kurzwaren, 
Haus- und Tischwäsche / Bettwäsche, Schneide-
reibedarf, Handarbeitswaren, Stoffe, Dekorations- / 
Möbelstoffe, Meterwaren, Wolle) 
2.30 Bettwaren (ohne Bettwäsche) 
2.31 Vorhänge und Gardinen 
2.32 elektrische Haushaltsgeräte (Kleingeräte) 
2.33 Lampen, Leuchten, Leuchtmittel 
2.34 Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte, 
Zubehör und Software 
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2.35 Telekommunikationsgeräte, Mobiltelefone und 
Zubehör 
2.36 Geräte der Unterhaltungselektronik und Zubehör 
(inkl. Videospielkonsolen) 
2.37 bespielte Ton- und Bildträger 
 
2.38 Foto- / Videokameras, Ferngläser, Mikroskope 
und Zubehör (ohne Augenoptik) 
2.39 Uhren und Schmuck 
2.40 Briefmarken, Münzen 
3. Liste der nicht-zentrenrelevanten Sortimente: 
3.1 Bau- und Heimwerkerbedarf (inkl. Metallkurzwa-
ren, Kleineisenwaren, Werkzeuge und Maschinen, 
Anstrichmittel, Elektroinstallationsmaterial)  
3.2 Fußbodenbeläge, Tapeten  
3.3 Rollläden, Rollos, Markisen  
3.4 Sicherheitssysteme (inkl. Verriegelungseinrich-
tungen, Tresore)  
3.5 Block- und Gartenhäuser, Wintergärten, Zäune  
3.6 Herde, Öfen, Kamine  
3.7 Sauna  
3.8 Blumen (ohne Schnittblumen, Blumenbindeer-
zeugnisse, Trockenblumen), Pflanzen, Sämereien 
und Düngemittel, Torfe und Erden, Pflanzgefäße  
3.9 Gartengeräte und -artikel (inkl. Grillgeräte und -
zubehör, Teichzubehör)  
3.10 Tiernahrung (ohne Heim- und Kleintierfutter)  
3.11 Außenspielgroßgeräte (inkl. Sandkästen, Schau-
keln, Kletterstangen und -gerüste, Außentrampolin, 
Fahrgeräte)  
3.12 Sportgroßgeräte (inkl. Fitnessgeräte, Hantel-
bank)  
3.13 Campingartikel (ohne Campingmöbel, Beklei-
dung und Schuhe)  
3.14 Anglerbedarf (ohne Bekleidung und Schuhe)  
3.15 Boote und Zubehör  
3.16 Reitsportartikel und -zubehör (ohne Bekleidung 
und Schuhe)  
3.17 Waffen, Munition und Jagdbedarf (ohne Beklei-
dung und Schuhe)  
3.18 Wohnmöbel (inkl. Büro- / Küchen- / Badmöbel)  
3.19 Garten- und Campingmöbel (inkl. Polsterauf-
lagen)  
3.20 Matratzen und Lattenroste  
3.21 elektrische Haushaltsgeräte (Großgeräte; ohne 
Einbaugeräte)  
3.22 elektrische Haushaltsgeräte (Einbaugeräte)  
3.23 Kinderwagen  
3.24 Erotikartikel  
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus einer Ein-
tragung der neuen textlichen Festsetzung auf der 
Planurkundes des Ursprungsbebauungsplanes H 21 
F. Dem Änderungsbebauungsplan ist eine Begrün-
dung mit Datum vom 12.11.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
27.11.2014 überein. 
 
 

 

Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 

Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 2. Änderung 
des Bebauungsplanes H 21 F „Industriestraße/Ost“ rechts-
verbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 

Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 

Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 

gez. 
 
 

Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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583 1. Änderung (vereinfacht) des Bebauungspla-

nes H 23 A „Südwestliches Nordfeld“, Stt. 
Horn; hier: Inkrafttreten 

 
Die o.g. Bebauungsplanänderung ist vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 27.11.2014 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes H 23 A „Südwestliches Nord-
feld“, angeordnet: 
 
„Die 1. Änderung des Bebauungsplanes H 23 A „Südwest-
liches Nordfeld“ wird als Satzung beschlossen. Es gilt die 
als Anlage 2 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 2, Satzungstext:) 
 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes H 23 A „Südwestliches Nordfeld“ wird die Zu-
lässigkeit von Einzelhandelsbetrieben wie folgt fest-
gesetzt: 
 
(1) Zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten 
und nicht nahversorgungsrelevanten Kernsortimen-
ten. Der Anteil der (zentrenrelevanten und nahversor-
gungsrelevanten) Randsortimente darf maximal 10 % 
betragen. Die Gesamtfläche der Randsortimente darf 
dabei nicht von einem Teilsortiment allein eingenom-
men werden; eine Aufteilung auf unterschiedliche 
Teilsortimente ist erforderlich. 
 
(2) Ausnahmsweise zulässig sind: 
- Unabhängig vom Sortiment Verkaufsflächen in 
Tankstellen, Kioske u. a., sofern ihre Verkaufsfläche 
150 m² nicht überschreitet.  
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten, wenn sie 
nach Art und Umfang in eindeutigem Zusammenhang 
mit einer vor Ort erbrachten Produktion, der Ver- und 
Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und 
Serviceleistungen einer gewerblichen Betriebsstätte 
stehen und diesen Nutzungen jeweils flächenmäßig 
untergeordnet sind. Die Verkaufs-fläche darf dabei 
nicht mehr als 300 m² umfassen und muss im räumli-
chen Zusammenhang mit dem Hauptbetrieb stehen, 
sowie diesem in Grundfläche und Baumasse deutlich 
untergeordnet sein. 
- Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs- 
und/oder zentrenrelevanten Kernsortimenten bis zu 
einer Verkaufsfläche von 300 m², sofern keine negati-
ven städtebaulichen Auswirkungen zu erwarten sind. 
- (Hinweis: Bei den ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen sind die in den Festsetzungen formulierten 
Bedingungen durch den Antragsteller nachzuweisen. 
Ein Anspruch auf Ausnahmegenehmigung besteht 
nicht.) 
 
 
 

 
(3) Nicht zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten  
 
(4) Für die Festsetzungen ist diese Horn-Bad Mein-
berger Sortimentsliste maßgeblich: 
- 1. Liste der nahversorgungsrelevanten Sortimente: 
1.1 Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke und 
Tabakwaren, Bäckerei- / Konditorei- / Metzgereiwa-
ren, Reformwaren) 
1.2 kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegemittel, 
Drogerie- / Parfümerieartikel, Wasch-, Putz- und Rei-
nigungsmittel 
1.3 Arzneimittel, pharmazeutischer Bedarf 
1.4 Tiernahrung (mit Heim- und Kleintierfutter) 
- 2. Liste der zentrenrelevanten Sortimente: 
2.1 medizinische und orthopädische Artikel, Sanitäts-
artikel 
2.2 Augenoptik (inkl. Brillen, Kontaktlinsen, Pflege-
mittel) 
2.3 Akustische Erzeugnisse und Hörgeräte 
2.4 Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel 
2.5 Zeitschriften und Zeitungen 
2.6 Bücher 
2.7 Antiquariate 
2.8 Damen- / Herren- / Kinderoberbekleidung und -
wäsche (inkl. Miederwaren) 
2.9 Pelz- und Kürschnerwaren 
2.10 Gürtel, Hosenträger, Handschuhe, Krawatten, 
Schals, Tücher 
2.11 Schuhe (ohne Sportschuhe) 
2.12 Lederwaren und Reisegepäck (inkl. Taschen, 
Koffer, Regenschirme, Geldbörsen) 
2.13 Schnittblumen, Blumenbindeerzeugnisse, Tro-
ckenblumen, Floristik 
2.14 zoologischer Bedarf und lebende Tiere (inkl. Hy-
giene- und Pflegemittel; ohne Tiernahrung) 
2.15 keramische Erzeugnisse und Glaswaren (Glas, 
Porzellan, Keramik, inkl. Zimmerkeramik) 
2.16 Hausrat, Haushaltswaren und -artikel, Schneid-
waren, Bestecke 
2.17 Holz-, Kork- , Flecht- und Korbwaren 
2.18 Spielwaren (inkl. Spiele, Bastelsätze für den Mo-
dellbau; ohne Videospielkonsolen) 
2.19 Sportartikel und -geräte (ohne Sportgroßgeräte) 
2.20 Sportbekleidung und –schuhe 
2.21 Fahrräder, Fahrradteile und -zubehör (ohne Be-
kleidung und Schuhe) 
2.22 Künstler- und Bastelbedarf 
2.23 Musikinstrumente und Musikalien 
2.24 Pokale, Vereinsbedarf 
2.25 Wohneinrichtungsartikel (inkl. Kerzen, Aufbe-
wahrungsutensilien, Spiegel) 
2.26 Teppiche (Einzelware), Brücken, Läufer 
2.27 Bilder und Bilderrahmen, Kunstgegenstände / 
kunstgewerbliche Erzeugnisse 
2.28 Antiquitäten und antike Teppiche 
2.29 Heim- und Haushaltstextilien (inkl. Kurzwaren, 
Haus- und Tischwäsche / Bettwäsche, Schneide-
reibedarf, Handarbeitswaren, Stoffe, Dekorations- / 
Möbelstoffe, Meterwaren, Wolle) 
2.30 Bettwaren (ohne Bettwäsche) 
2.31 Vorhänge und Gardinen 
2.32 elektrische Haushaltsgeräte (Kleingeräte) 
2.33 Lampen, Leuchten, Leuchtmittel 
2.34 Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte, 
Zubehör und Software 
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2.35 Telekommunikationsgeräte, Mobiltelefone und 
Zubehör 
2.36 Geräte der Unterhaltungselektronik und Zubehör 
(inkl. Videospielkonsolen) 
2.37 bespielte Ton- und Bildträger 
2.38 Foto- / Videokameras, Ferngläser, Mikroskope 
und Zubehör (ohne Augenoptik) 
2.39 Uhren und Schmuck 
2.40 Briefmarken, Münzen 
3. Liste der nicht-zentrenrelevanten Sortimente: 
3.1 Bau- und Heimwerkerbedarf (inkl. Metallkurzwa-
ren, Kleineisenwaren, Werkzeuge und Maschinen, 
Anstrichmittel, Elektroinstallationsmaterial)  
3.2 Fußbodenbeläge, Tapeten  
3.3 Rollläden, Rollos, Markisen  
3.4 Sicherheitssysteme (inkl. Verriegelungseinrich-
tungen, Tresore)  
3.5 Block- und Gartenhäuser, Wintergärten, Zäune  
3.6 Herde, Öfen, Kamine  
3.7 Sauna  
3.8 Blumen (ohne Schnittblumen, Blumenbindeer-
zeugnisse, Trockenblumen), Pflanzen, Sämereien 
und Düngemittel, Torfe und Erden, Pflanzgefäße  
3.9 Gartengeräte und -artikel (inkl. Grillgeräte und -
zubehör, Teichzubehör)  
3.10 Tiernahrung (ohne Heim- und Kleintierfutter)  
3.11 Außenspielgroßgeräte (inkl. Sandkästen, Schau-
keln, Kletterstangen und -gerüste, Außentrampolin, 
Fahrgeräte)  
3.12 Sportgroßgeräte (inkl. Fitnessgeräte, Hantel-
bank)  
3.13 Campingartikel (ohne Campingmöbel, Beklei-
dung und Schuhe)  
3.14 Anglerbedarf (ohne Bekleidung und Schuhe)  
3.15 Boote und Zubehör  
3.16 Reitsportartikel und -zubehör (ohne Bekleidung 
und Schuhe)  
3.17 Waffen, Munition und Jagdbedarf (ohne Beklei-
dung und Schuhe)  
3.18 Wohnmöbel (inkl. Büro- / Küchen- / Badmöbel)  
3.19 Garten- und Campingmöbel (inkl. Polsterauf-
lagen)  
3.20 Matratzen und Lattenroste  
3.21 elektrische Haushaltsgeräte (Großgeräte; ohne 
Einbaugeräte)  
3.22 elektrische Haushaltsgeräte (Einbaugeräte)  
3.23 Kinderwagen  
3.24 Erotikartikel  
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus einer Ein-
tragung der neuen textlichen Festsetzung auf der 
Planurkundes des Ursprungsbebauungsplanes H 23 
A. Dem Änderungsbebauungsplan ist eine Begrün-
dung mit Datum vom 12.11.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
27.11.2014 überein. 
 
 

 

Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 

Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes H 23 A „Südwestliches Nordfeld“ 
rechtsverbindlich. 
 

Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 

Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Hinweise 
 

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 

Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 

Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 

gez. 
 
 

Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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584 2. Änderung (vereinfacht) des Bebauungspla-

nes H 24 „Kampstraße / Hessenring“, Stt. 
Horn; hier: Inkrafttreten 

 
Die o.g. Bebauungsplanänderung ist vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 27.11.2014 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes H 24 „Kampstraße / Hessen-
ring“, angeordnet: 
 
„Die 2. Änderung des Bebauungsplanes H 24 „Kampstraße 
/ Hessenring“ wird als Satzung beschlossen. Es gilt die als 
Anlage 2 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 2, Satzungstext:) 
 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes H 24 „Kampstraße / Hessenring“ wird die Zu-
lässigkeit von Einzelhandelsbetrieben wie folgt fest-
gesetzt: 
 
(1) Zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten 
und nicht nahversorgungsrelevanten Kernsortimen-
ten. Der Anteil der (zentrenrelevanten und nahversor-
gungsrelevanten) Randsortimente darf maximal 10 % 
betragen. Die Gesamtfläche der Randsortimente darf 
dabei nicht von einem Teilsortiment allein eingenom-
men werden; eine Aufteilung auf unterschiedliche 
Teilsortimente ist erforderlich. 
 
(2) Ausnahmsweise zulässig sind: 
- Unabhängig vom Sortiment Verkaufsflächen in 
Tankstellen, Kioske u. a., sofern ihre Verkaufsfläche 
150 m² nicht überschreitet.  
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten, wenn sie 
nach Art und Umfang in eindeutigem Zusammenhang 
mit einer vor Ort erbrachten Produktion, der Ver- und 
Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und 
Serviceleistungen einer gewerblichen Betriebsstätte 
stehen und diesen Nutzungen jeweils flächenmäßig 
untergeordnet sind. Die Verkaufs-fläche darf dabei 
nicht mehr als 300 m² umfassen und muss im räumli-
chen Zusammenhang mit dem Hauptbetrieb stehen, 
sowie diesem in Grundfläche und Baumasse deutlich 
untergeordnet sein. 
- Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs- 
und/oder zentrenrelevanten Kernsortimenten bis zu 
einer Verkaufsfläche von 300 m², sofern keine negati-
ven städtebaulichen Auswirkungen zu erwarten sind. 
- (Hinweis: Bei den ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen sind die in den Festsetzungen formulierten 
Bedingungen durch den Antragsteller nachzuweisen. 
Ein Anspruch auf Ausnahmegenehmigung besteht 
nicht.) 
 
 

 
(3) Nicht zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten  
 
(4) Für die Festsetzungen ist diese Horn-Bad Mein-
berger Sortimentsliste maßgeblich: 
- 1. Liste der nahversorgungsrelevanten Sortimente: 
1.1 Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke und 
Tabakwaren, Bäckerei- / Konditorei- / Metzgereiwa-
ren, Reformwaren) 
1.2 kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegemittel, 
Drogerie- / Parfümerieartikel, Wasch-, Putz- und Rei-
nigungsmittel 
1.3 Arzneimittel, pharmazeutischer Bedarf 
1.4 Tiernahrung (mit Heim- und Kleintierfutter) 
- 2. Liste der zentrenrelevanten Sortimente: 
2.1 medizinische und orthopädische Artikel, Sanitäts-
artikel 
2.2 Augenoptik (inkl. Brillen, Kontaktlinsen, Pflege-
mittel) 
2.3 Akustische Erzeugnisse und Hörgeräte 
2.4 Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel 
2.5 Zeitschriften und Zeitungen 
2.6 Bücher 
2.7 Antiquariate 
2.8 Damen- / Herren- / Kinderoberbekleidung und -
wäsche (inkl. Miederwaren) 
2.9 Pelz- und Kürschnerwaren 
2.10 Gürtel, Hosenträger, Handschuhe, Krawatten, 
Schals, Tücher 
2.11 Schuhe (ohne Sportschuhe) 
2.12 Lederwaren und Reisegepäck (inkl. Taschen, 
Koffer, Regenschirme, Geldbörsen) 
2.13 Schnittblumen, Blumenbindeerzeugnisse, Tro-
ckenblumen, Floristik 
2.14 zoologischer Bedarf und lebende Tiere (inkl. Hy-
giene- und Pflegemittel; ohne Tiernahrung) 
2.15 keramische Erzeugnisse und Glaswaren (Glas, 
Porzellan, Keramik, inkl. Zimmerkeramik) 
2.16 Hausrat, Haushaltswaren und -artikel, Schneid-
waren, Bestecke 
2.17 Holz-, Kork- , Flecht- und Korbwaren 
2.18 Spielwaren (inkl. Spiele, Bastelsätze für den Mo-
dellbau; ohne Videospielkonsolen) 
2.19 Sportartikel und -geräte (ohne Sportgroßgeräte) 
2.20 Sportbekleidung und –schuhe 
2.21 Fahrräder, Fahrradteile und -zubehör (ohne Be-
kleidung und Schuhe) 
2.22 Künstler- und Bastelbedarf 
2.23 Musikinstrumente und Musikalien 
2.24 Pokale, Vereinsbedarf 
2.25 Wohneinrichtungsartikel (inkl. Kerzen, Aufbe-
wahrungsutensilien, Spiegel) 
2.26 Teppiche (Einzelware), Brücken, Läufer 
2.27 Bilder und Bilderrahmen, Kunstgegenstände / 
kunstgewerbliche Erzeugnisse 
2.28 Antiquitäten und antike Teppiche 
2.29 Heim- und Haushaltstextilien (inkl. Kurzwaren, 
Haus- und Tischwäsche / Bettwäsche, Schneide-
reibedarf, Handarbeitswaren, Stoffe, Dekorations- / 
Möbelstoffe, Meterwaren, Wolle) 
2.30 Bettwaren (ohne Bettwäsche) 
2.31 Vorhänge und Gardinen 
2.32 elektrische Haushaltsgeräte (Kleingeräte) 
2.33 Lampen, Leuchten, Leuchtmittel 
2.34 Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte, 
Zubehör und Software 
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2.35 Telekommunikationsgeräte, Mobiltelefone und 
Zubehör 
2.36 Geräte der Unterhaltungselektronik und Zubehör 
(inkl. Videospielkonsolen) 
2.37 bespielte Ton- und Bildträger 
2.38 Foto- / Videokameras, Ferngläser, Mikroskope 
und Zubehör (ohne Augenoptik) 
2.39 Uhren und Schmuck 
2.40 Briefmarken, Münzen 
3. Liste der nicht-zentrenrelevanten Sortimente: 
3.1 Bau- und Heimwerkerbedarf (inkl. Metallkurzwa-
ren, Kleineisenwaren, Werkzeuge und Maschinen, 
Anstrichmittel, Elektroinstallationsmaterial)  
3.2 Fußbodenbeläge, Tapeten  
3.3 Rollläden, Rollos, Markisen  
3.4 Sicherheitssysteme (inkl. Verriegelungseinrich-
tungen, Tresore)  
3.5 Block- und Gartenhäuser, Wintergärten, Zäune  
3.6 Herde, Öfen, Kamine  
3.7 Sauna  
3.8 Blumen (ohne Schnittblumen, Blumenbindeer-
zeugnisse, Trockenblumen), Pflanzen, Sämereien 
und Düngemittel, Torfe und Erden, Pflanzgefäße  
3.9 Gartengeräte und -artikel (inkl. Grillgeräte und -
zubehör, Teichzubehör)  
3.10 Tiernahrung (ohne Heim- und Kleintierfutter)  
3.11 Außenspielgroßgeräte (inkl. Sandkästen, Schau-
keln, Kletterstangen und -gerüste, Außentrampolin, 
Fahrgeräte)  
3.12 Sportgroßgeräte (inkl. Fitnessgeräte, Hantel-
bank)  
3.13 Campingartikel (ohne Campingmöbel, Beklei-
dung und Schuhe)  
3.14 Anglerbedarf (ohne Bekleidung und Schuhe)  
3.15 Boote und Zubehör  
3.16 Reitsportartikel und -zubehör (ohne Bekleidung 
und Schuhe)  
3.17 Waffen, Munition und Jagdbedarf (ohne Beklei-
dung und Schuhe)  
3.18 Wohnmöbel (inkl. Büro- / Küchen- / Badmöbel)  
3.19 Garten- und Campingmöbel (inkl. Polsterauf-
lagen)  
3.20 Matratzen und Lattenroste  
3.21 elektrische Haushaltsgeräte (Großgeräte; ohne 
Einbaugeräte)  
3.22 elektrische Haushaltsgeräte (Einbaugeräte)  
3.23 Kinderwagen  
3.24 Erotikartikel  
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus einer Ein-
tragung der neuen textlichen Festsetzung auf der 
Planurkundes des Ursprungsbebauungsplanes H 24. 
Dem Änderungsbebauungsplan ist eine Begründung 
mit Datum vom 12.11.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
27.11.2014 überein. 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 

 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 2. Änderung 
des Bebauungsplanes H 24 „Kampstraße / Hessenring“ 
rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 
gez.  
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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585 1. Änderung des Bebauungsplanes H 25 „Zwi-

schen Bahnhofstraße und Hessenring“, Stt. 
Horn; hier: Inkrafttreten 

 
Die o.g. Bebauungsplanänderung ist vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 27.11.2014 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes H 25 „Zwischen Bahnhofstraße 
und Hessenring“, angeordnet: 
 
„Die 1. Änderung des Bebauungsplanes H 25 „Zwischen 
Bahnhofstraße und Hessenring“ wird als Satzung be-
schlossen. Es gilt die als Anlage 2 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 2, Satzungstext:) 
 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes H 25 „Zwischen Bahnhofstraße und Hessen-
ring“ wird die Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben 
wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten 
und nicht nahversorgungsrelevanten Kernsortimen-
ten. Der Anteil der (zentrenrelevanten und nahversor-
gungsrelevanten) Randsortimente darf maximal 10 % 
betragen. Die Gesamtfläche der Randsortimente darf 
dabei nicht von einem Teilsortiment allein eingenom-
men werden; eine Aufteilung auf unterschiedliche 
Teilsortimente ist erforderlich. 
 
(2) Ausnahmsweise zulässig sind: 
- Unabhängig vom Sortiment Verkaufsflächen in 
Tankstellen, Kioske u. a., sofern ihre Verkaufsfläche 
150 m² nicht überschreitet.  
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten, wenn sie 
nach Art und Umfang in eindeutigem Zusammenhang 
mit einer vor Ort erbrachten Produktion, der Ver- und 
Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und 
Serviceleistungen einer gewerblichen Betriebsstätte 
stehen und diesen Nutzungen jeweils flächenmäßig 
untergeordnet sind. Die Verkaufs-fläche darf dabei 
nicht mehr als 300 m² umfassen und muss im räumli-
chen Zusammenhang mit dem Hauptbetrieb stehen, 
sowie diesem in Grundfläche und Baumasse deutlich 
untergeordnet sein. 
- Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs- 
und/oder zentrenrelevanten Kernsortimenten bis zu 
einer Verkaufsfläche von 300 m², sofern keine negati-
ven städtebaulichen Auswirkungen zu erwarten sind. 
- (Hinweis: Bei den ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen sind die in den Festsetzungen formulierten 
Bedingungen durch den Antragsteller nachzuweisen. 
Ein Anspruch auf Ausnahmegenehmigung besteht 
nicht.) 
 
 
 

 
(3) Nicht zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten  
 
(4) Für die Festsetzungen ist diese Horn-Bad Mein-
berger Sortimentsliste maßgeblich: 
- 1. Liste der nahversorgungsrelevanten Sortimente: 
1.1 Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke und 
Tabakwaren, Bäckerei- / Konditorei- / Metzgereiwa-
ren, Reformwaren) 
1.2 kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegemittel, 
Drogerie- / Parfümerieartikel, Wasch-, Putz- und Rei-
nigungsmittel 
1.3 Arzneimittel, pharmazeutischer Bedarf 
1.4 Tiernahrung (mit Heim- und Kleintierfutter) 
- 2. Liste der zentrenrelevanten Sortimente: 
2.1 medizinische und orthopädische Artikel, Sanitäts-
artikel 
2.2 Augenoptik (inkl. Brillen, Kontaktlinsen, Pflege-
mittel) 
2.3 Akustische Erzeugnisse und Hörgeräte 
2.4 Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel 
2.5 Zeitschriften und Zeitungen 
2.6 Bücher 
2.7 Antiquariate 
2.8 Damen- / Herren- / Kinderoberbekleidung und -
wäsche (inkl. Miederwaren) 
2.9 Pelz- und Kürschnerwaren 
2.10 Gürtel, Hosenträger, Handschuhe, Krawatten, 
Schals, Tücher 
2.11 Schuhe (ohne Sportschuhe) 
2.12 Lederwaren und Reisegepäck (inkl. Taschen, 
Koffer, Regenschirme, Geldbörsen) 
2.13 Schnittblumen, Blumenbindeerzeugnisse, Tro-
ckenblumen, Floristik 
2.14 zoologischer Bedarf und lebende Tiere (inkl. Hy-
giene- und Pflegemittel; ohne Tiernahrung) 
2.15 keramische Erzeugnisse und Glaswaren (Glas, 
Porzellan, Keramik, inkl. Zimmerkeramik) 
2.16 Hausrat, Haushaltswaren und -artikel, Schneid-
waren, Bestecke 
2.17 Holz-, Kork- , Flecht- und Korbwaren 
2.18 Spielwaren (inkl. Spiele, Bastelsätze für den Mo-
dellbau; ohne Videospielkonsolen) 
2.19 Sportartikel und -geräte (ohne Sportgroßgeräte) 
2.20 Sportbekleidung und –schuhe 
2.21 Fahrräder, Fahrradteile und -zubehör (ohne Be-
kleidung und Schuhe) 
2.22 Künstler- und Bastelbedarf 
2.23 Musikinstrumente und Musikalien 
2.24 Pokale, Vereinsbedarf 
2.25 Wohneinrichtungsartikel (inkl. Kerzen, Aufbe-
wahrungsutensilien, Spiegel) 
2.26 Teppiche (Einzelware), Brücken, Läufer 
2.27 Bilder und Bilderrahmen, Kunstgegenstände / 
kunstgewerbliche Erzeugnisse 
2.28 Antiquitäten und antike Teppiche 
2.29 Heim- und Haushaltstextilien (inkl. Kurzwaren, 
Haus- und Tischwäsche / Bettwäsche, Schneide-
reibedarf, Handarbeitswaren, Stoffe, Dekorations- / 
Möbelstoffe, Meterwaren, Wolle) 
2.30 Bettwaren (ohne Bettwäsche) 
2.31 Vorhänge und Gardinen 
2.32 elektrische Haushaltsgeräte (Kleingeräte) 
2.33 Lampen, Leuchten, Leuchtmittel 
2.34 Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte, 
Zubehör und Software 
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2.35 Telekommunikationsgeräte, Mobiltelefone und 
Zubehör 
2.36 Geräte der Unterhaltungselektronik und Zubehör 
(inkl. Videospielkonsolen) 
2.37 bespielte Ton- und Bildträger 
2.38 Foto- / Videokameras, Ferngläser, Mikroskope 
und Zubehör (ohne Augenoptik) 
2.39 Uhren und Schmuck 
2.40 Briefmarken, Münzen 
3. Liste der nicht-zentrenrelevanten Sortimente: 
3.1 Bau- und Heimwerkerbedarf (inkl. Metallkurzwa-
ren, Kleineisenwaren, Werkzeuge und Maschinen, 
Anstrichmittel, Elektroinstallationsmaterial)  
3.2 Fußbodenbeläge, Tapeten  
3.3 Rollläden, Rollos, Markisen  
3.4 Sicherheitssysteme (inkl. Verriegelungseinrich-
tungen, Tresore)  
3.5 Block- und Gartenhäuser, Wintergärten, Zäune  
3.6 Herde, Öfen, Kamine  
3.7 Sauna  
3.8 Blumen (ohne Schnittblumen, Blumenbindeer-
zeugnisse, Trockenblumen), Pflanzen, Sämereien 
und Düngemittel, Torfe und Erden, Pflanzgefäße  
3.9 Gartengeräte und -artikel (inkl. Grillgeräte und -
zubehör, Teichzubehör)  
3.10 Tiernahrung (ohne Heim- und Kleintierfutter)  
3.11 Außenspielgroßgeräte (inkl. Sandkästen, Schau-
keln, Kletterstangen und -gerüste, Außentrampolin, 
Fahrgeräte)  
3.12 Sportgroßgeräte (inkl. Fitnessgeräte, Hantel-
bank)  
3.13 Campingartikel (ohne Campingmöbel, Beklei-
dung und Schuhe)  
3.14 Anglerbedarf (ohne Bekleidung und Schuhe)  
3.15 Boote und Zubehör  
3.16 Reitsportartikel und -zubehör (ohne Bekleidung 
und Schuhe)  
3.17 Waffen, Munition und Jagdbedarf (ohne Beklei-
dung und Schuhe)  
3.18 Wohnmöbel (inkl. Büro- / Küchen- / Badmöbel)  
3.19 Garten- und Campingmöbel (inkl. Polsterauf-
lagen)  
3.20 Matratzen und Lattenroste  
3.21 elektrische Haushaltsgeräte (Großgeräte; ohne 
Einbaugeräte)  
3.22 elektrische Haushaltsgeräte (Einbaugeräte)  
3.23 Kinderwagen  
3.24 Erotikartikel  
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus einer Ein-
tragung der neuen textlichen Festsetzung auf der 
Planurkundes des Ursprungsbebauungsplanes H 25. 
Dem Änderungsbebauungsplan ist eine Begründung 
mit Datum vom 12.11.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
27.11.2014 überein. 
 
 

 

Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 

Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes H 25 „Zwischen Bahnhofstraße und 
Hessenring“ rechtsverbindlich. 
 

Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 

Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Hinweise 
 

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 

Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 

Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 

gez. 
 
 

Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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586 1. Änderung des Bebauungsplanes H 26 

„Bahnhofstraße / Nordwestliche Moorlage“, 
Stt. Horn; hier: Inkrafttreten 

 
Die o.g. Bebauungsplanänderung ist vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 27.11.2014 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes H 26 „Bahnhofstraße / Nord-
westliche Moorlage“, angeordnet: 
 
„Die 1. Änderung des Bebauungsplanes H 26 „Bahnhof-
straße / Nordwestliche Moorlage“ wird als Satzung be-
schlossen. Es gilt die als Anlage 2 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 2, Satzungstext:) 
 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes H 26 „Bahnhofstraße / Nordwestliche Moorla-
ge“ wird die Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben 
wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten 
und nicht nahversorgungsrelevanten Kernsortimen-
ten. Der Anteil der (zentrenrelevanten und nahversor-
gungsrelevanten) Randsortimente darf maximal 10 % 
betragen. Die Gesamtfläche der Randsortimente darf 
dabei nicht von einem Teilsortiment allein eingenom-
men werden; eine Aufteilung auf unterschiedliche 
Teilsortimente ist erforderlich. 
 
(2) Ausnahmsweise zulässig sind: 
- Unabhängig vom Sortiment Verkaufsflächen in 
Tankstellen, Kioske u. a., sofern ihre Verkaufsfläche 
150 m² nicht überschreitet.  
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten, wenn sie 
nach Art und Umfang in eindeutigem Zusammenhang 
mit einer vor Ort erbrachten Produktion, der Ver- und 
Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und 
Serviceleistungen einer gewerblichen Betriebsstätte 
stehen und diesen Nutzungen jeweils flächenmäßig 
untergeordnet sind. Die Verkaufs-fläche darf dabei 
nicht mehr als 300 m² umfassen und muss im räumli-
chen Zusammenhang mit dem Hauptbetrieb stehen, 
sowie diesem in Grundfläche und Baumasse deutlich 
untergeordnet sein. 
- Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs- 
und/oder zentrenrelevanten Kernsortimenten bis zu 
einer Verkaufsfläche von 300 m², sofern keine negati-
ven städtebaulichen Auswirkungen zu erwarten sind. 
- (Hinweis: Bei den ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen sind die in den Festsetzungen formulierten 
Bedingungen durch den Antragsteller nachzuweisen. 
Ein Anspruch auf Ausnahmegenehmigung besteht 
nicht.) 
 
 

 
(3) Nicht zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten  
 
(4) Für die Festsetzungen ist diese Horn-Bad Mein-
berger Sortimentsliste maßgeblich: 
- 1. Liste der nahversorgungsrelevanten Sortimente: 
1.1 Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke und 
Tabakwaren, Bäckerei- / Konditorei- / Metzgereiwa-
ren, Reformwaren) 
1.2 kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegemittel, 
Drogerie- / Parfümerieartikel, Wasch-, Putz- und Rei-
nigungsmittel 
1.3 Arzneimittel, pharmazeutischer Bedarf 
1.4 Tiernahrung (mit Heim- und Kleintierfutter) 
- 2. Liste der zentrenrelevanten Sortimente: 
2.1 medizinische und orthopädische Artikel, Sanitäts-
artikel 
2.2 Augenoptik (inkl. Brillen, Kontaktlinsen, Pflege-
mittel) 
2.3 Akustische Erzeugnisse und Hörgeräte 
2.4 Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel 
2.5 Zeitschriften und Zeitungen 
2.6 Bücher 
2.7 Antiquariate 
2.8 Damen- / Herren- / Kinderoberbekleidung und -
wäsche (inkl. Miederwaren) 
2.9 Pelz- und Kürschnerwaren 
2.10 Gürtel, Hosenträger, Handschuhe, Krawatten, 
Schals, Tücher 
2.11 Schuhe (ohne Sportschuhe) 
2.12 Lederwaren und Reisegepäck (inkl. Taschen, 
Koffer, Regenschirme, Geldbörsen) 
2.13 Schnittblumen, Blumenbindeerzeugnisse, Tro-
ckenblumen, Floristik 
2.14 zoologischer Bedarf und lebende Tiere (inkl. Hy-
giene- und Pflegemittel; ohne Tiernahrung) 
2.15 keramische Erzeugnisse und Glaswaren (Glas, 
Porzellan, Keramik, inkl. Zimmerkeramik) 
2.16 Hausrat, Haushaltswaren und -artikel, Schneid-
waren, Bestecke 
2.17 Holz-, Kork- , Flecht- und Korbwaren 
2.18 Spielwaren (inkl. Spiele, Bastelsätze für den Mo-
dellbau; ohne Videospielkonsolen) 
2.19 Sportartikel und -geräte (ohne Sportgroßgeräte) 
2.20 Sportbekleidung und –schuhe 
2.21 Fahrräder, Fahrradteile und -zubehör (ohne Be-
kleidung und Schuhe) 
2.22 Künstler- und Bastelbedarf 
2.23 Musikinstrumente und Musikalien 
2.24 Pokale, Vereinsbedarf 
2.25 Wohneinrichtungsartikel (inkl. Kerzen, Aufbe-
wahrungsutensilien, Spiegel) 
2.26 Teppiche (Einzelware), Brücken, Läufer 
2.27 Bilder und Bilderrahmen, Kunstgegenstände / 
kunstgewerbliche Erzeugnisse 
2.28 Antiquitäten und antike Teppiche 
2.29 Heim- und Haushaltstextilien (inkl. Kurzwaren, 
Haus- und Tischwäsche / Bettwäsche, Schneide-
reibedarf, Handarbeitswaren, Stoffe, Dekorations- / 
Möbelstoffe, Meterwaren, Wolle) 
2.30 Bettwaren (ohne Bettwäsche) 
2.31 Vorhänge und Gardinen 
2.32 elektrische Haushaltsgeräte (Kleingeräte) 
2.33 Lampen, Leuchten, Leuchtmittel 
2.34 Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte, 
Zubehör und Software 
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2.35 Telekommunikationsgeräte, Mobiltelefone und 
Zubehör 
2.36 Geräte der Unterhaltungselektronik und Zubehör 
(inkl. Videospielkonsolen) 
2.37 bespielte Ton- und Bildträger 
2.38 Foto- / Videokameras, Ferngläser, Mikroskope 
und Zubehör (ohne Augenoptik) 
2.39 Uhren und Schmuck 
2.40 Briefmarken, Münzen 
3. Liste der nicht-zentrenrelevanten Sortimente: 
3.1 Bau- und Heimwerkerbedarf (inkl. Metallkurzwa-
ren, Kleineisenwaren, Werkzeuge und Maschinen, 
Anstrichmittel, Elektroinstallationsmaterial)  
3.2 Fußbodenbeläge, Tapeten  
3.3 Rollläden, Rollos, Markisen  
3.4 Sicherheitssysteme (inkl. Verriegelungseinrich-
tungen, Tresore)  
3.5 Block- und Gartenhäuser, Wintergärten, Zäune  
3.6 Herde, Öfen, Kamine  
3.7 Sauna  
3.8 Blumen (ohne Schnittblumen, Blumenbindeer-
zeugnisse, Trockenblumen), Pflanzen, Sämereien 
und Düngemittel, Torfe und Erden, Pflanzgefäße  
3.9 Gartengeräte und -artikel (inkl. Grillgeräte und -
zubehör, Teichzubehör)  
3.10 Tiernahrung (ohne Heim- und Kleintierfutter)  
3.11 Außenspielgroßgeräte (inkl. Sandkästen, Schau-
keln, Kletterstangen und -gerüste, Außentrampolin, 
Fahrgeräte)  
3.12 Sportgroßgeräte (inkl. Fitnessgeräte, Hantel-
bank)  
3.13 Campingartikel (ohne Campingmöbel, Beklei-
dung und Schuhe)  
3.14 Anglerbedarf (ohne Bekleidung und Schuhe)  
3.15 Boote und Zubehör  
3.16 Reitsportartikel und -zubehör (ohne Bekleidung 
und Schuhe)  
3.17 Waffen, Munition und Jagdbedarf (ohne Beklei-
dung und Schuhe)  
3.18 Wohnmöbel (inkl. Büro- / Küchen- / Badmöbel)  
3.19 Garten- und Campingmöbel (inkl. Polsterauf-
lagen)  
3.20 Matratzen und Lattenroste  
3.21 elektrische Haushaltsgeräte (Großgeräte; ohne 
Einbaugeräte)  
3.22 elektrische Haushaltsgeräte (Einbaugeräte)  
3.23 Kinderwagen  
3.24 Erotikartikel  
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus einer Ein-
tragung der neuen textlichen Festsetzung auf der 
Planurkundes des Ursprungsbebauungsplanes H 26. 
Dem Änderungsbebauungsplan ist eine Begründung 
mit Datum vom 12.11.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
27.11.2014 überein. 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 

 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes H 26 „Bahnhofstraße / Nordwestli-
che Moorlage“ rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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587 2. Änderung des Bebauungsplanes H/M 22 

"Friedhof am Schlehdornweg", Stt. Horn; hier: 
Inkrafttreten 

 
Die o.g. Bebauungsplanänderung ist vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 27.11.2014 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes H/M 22 "Friedhof am Schleh-
dornweg", angeordnet: 
 
„Die 2. Änderung des Bebauungsplanes H/M 22 "Friedhof 
am Schlehdornweg" wird als Satzung beschlossen. Es gilt 
die als Anlage 4 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 4, Satzungstext:) 
 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Der Bebauungsplan H/M 22 "Friedhof am Schleh-
dornweg" wird mit dieser 2. Änderung für Teilbereiche 
des bisherigen Geltungsbereichs aufgehoben. 
Maßgeblich für diese und weitere Festsetzungen und 
für den Geltungsbereich des Änderungsbebauungs-
planes ist die Planzeichnung mit im Maßstab 1:1.000 
vom 08.09.2014. 

 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus der Plan-
zeichnung mit textlichen Festsetzungen im Maßstab 
1:1.000 vom 08.09.2014. Dem Änderungsbebau-
ungsplan ist eine Begründung mit Datum vom 
08.09.2014 hinzugefügt. 

 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft. 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt für den Ände-
rungsbereich / Aufhebungsbereich die bisherige Sat-
zung über den Bebauungsplan H/M 22 "Friedhof am 
Schlehdornweg" außer Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
27.11.2014 überein. 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 2. Änderung 
des Bebauungsplanes H/M 22 "Friedhof am Schlehdorn-
weg" rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
 

 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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588 2. Änderung des Bebauungsplanes Ho 6 "Kur-

park und Umgebung", Stt. Holzhausen-
Externsteine; hier: Inkrafttreten 

 
Die o.g. Bebauungsplanänderung ist vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 27.11.2014 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes Ho 6 "Kurpark und Umge-
bung", angeordnet: 
 
„Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Ho 6 "Kurpark und 
Umgebung" wird als Satzung beschlossen. Es gilt die als 
Anlage 5 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 5, Satzungstext:) 
 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Der Bebauungsplan Ho 6 "Kurpark und Umgebung" 
wird mit dieser 2. Änderung für seinen gesamten 
Geltungsbereich geändert.  
 
§ 2 
Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus der 
Planzeichnung mit textlichen Festsetzungen im 
Maßstab 1:1.000 vom 12.11.2014. Dem Ände-
rungsbebauungsplan ist eine Begründung mit Da-
tum vom 12.11.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 
In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Be-
kanntmachung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des 
Kreises Lippe und seiner Städte und Gemeinden) 
folgenden Tag in Kraft. 
Mit Inkrafttreten dieser Änderungssatzung tritt der 
Ursprungsbebauungsplan Ho 6 "Kurpark und Um-
gebung" vollständig außer Kraft. 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung gelten für den Än-
derungsbereich ausschließlich die in der Planzeich-
nung im Maßstab 1:1.000 vom 12.11.2014 enthal-
tenden zeichnerischen und textlichen Festsetzun-
gen.“ 
 

Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
27.11.2014 überein. 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 2. Änderung 
des Bebauungsplanes Ho 6 "Kurpark und Umgebung" 
rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 

 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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589 Bebauungsplan H 23 „Einkaufszentrum Nord-

feld“ im Stt. Horn; hier: Rückwirkendes Inkraft-
treten 

 
Der o.g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Horn-Bad 
Meinberg in seinen Sitzungen am 26.02. und 01.04.2004 
gem. § 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen 
worden. Der Satzungsbeschluss ist am 11.06.2004 und in 
einer Korrektur erneut am 10.07.2006 bekannt gemacht 
worden. 
Hierbei fand eine Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften statt, die nicht nach § 214 Baugesetzbuch 
(BauGB) unbeachtlich ist. Durch ein ergänzendes Verfah-
ren nach § 214 Abs. 4 BauGB wird der Fehler behoben. 
 
Eine grundlegende Veränderung der Sach- und Rechtsla-
ge, ist bezüglich des o.g. Bebauungsplanes in der Zwi-
schenzeit nicht eingetreten. Aus diesem Grund wird der 
o.g. Be-bauungsplan rückwirkend zum 11.07.2006 in Kraft 
gesetzt. Dies wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zum Bebau-
ungsplan H 23 „Einkaufszentrum Nordfeld“, angeordnet: 
 
„Der Bebauungsplan H 23 „Einkaufszentrum Nordfeld“ im 
Stt. Horn wird entsprechend der sich nach der Offenlegung 
gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches –BauGB- ergeben-
den Fassung gem. § 10 BauGB beschlossen. Es gilt die als 
Anlage beigefügte Satzung (Neufassung).“ 
 

(Anlage, Satzungstext:) 
 
§ 1 Geltungsbereich 
Für das Gebiet westlich der „Wilberger Straße“ im 
Süden bis in Höhe der Bebauung an der „Wilberger 
Straße“ und der „Nordstraße“, im Westen begrenzt 
durch das dort verlaufende Gewässer, im Norden ein-
schließlich dem dort befindlichen Waldstreifen wird 
entsprechend der in der zeichnerischen Darstellung 
i.M. 1 : 1.000 eingetragenen Plangebietsgrenze der 
Bebauungsplan H 23 „Einkaufszentrum Nordfeld“ im 
Sinne des BauGB aufgestellt. 
 
§ 2 Planbestandteile 
Der Bebauungsplan besteht aus: 
1. der zeichnerischen Darstellung i.M. 1 : 1.000 ein-
schließlich der Legende 
2. den textlichen Festsetzungen gem. § 9 BauGB und 
BauNVO (planungsrechtliche Festsetzungen) sowie 
gem. § 86 BauO NRW (örtliche Bauvorschriften) und 
grünordnerischen Festsetzungen. 
 
Dem Bebauungsplan ist eine Begründung mit inte-
griertem Grünordnungsplan beigefügt. 
 
§ 3 Inkrafttreten 
Der Bebauungsplan tritt mit dem auf die Bekanntma-
chung gem. § 10 (3) BauGB folgenden Tag in Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit den Be-
schlüssen des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
26.02. und 01.04.2004 überein. 
 

 
Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird der Bebauungs-
plan H 23 „Einkaufszentrum Nordfeld“ rückwirkend zum 
11.07.2006 in Kraft gesetzt. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Hinweise 
 

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 
gez. 
 
 

Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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590 3. Änderung (vereinfacht) des Bebauungspla-

nes H 3 A „Auf der Moorlage / Süd“, Stt. Horn; 
hier: Inkrafttreten 

 
Die o.g. Bebauungsplanänderung ist vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 27.11.2014 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 3. Ände-
rung des Bebauungsplanes H 3 A „Auf der Moorlage / 
Süd“, angeordnet: 
 
„Die 3. Änderung des Bebauungsplanes H 3 A „Auf der 
Moorlage / Süd“ wird als Satzung beschlossen. Es gilt die 
als Anlage 2 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 2, Satzungstext:) 
 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Für die im Bebauungsplan bisher als eingeschossig 
festgesetzten Teile der Grundstücke „Auf der Moorla-
ge“ 17, 19, 21, 21a, 23, 25 und 25 a wird neu festge-
setzt: 
- Zahl der zulässigen Vollgeschosse als Höchstgren-
ze: zwei 
- Zulässige Gebäudehöhe als Höchstgrenze: 11,5 m. 
Als Gebäudehöhe gilt der lotrechte Abstand zwischen 
dem First und dem niedrigsten Punkt des gewachse-
nen Bodens am Baukörper. Geländeveränderungen 
zur Erhöhung des Baukörpers sind nicht zulässig. 
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus einer Ein-
tragung der neuen textlichen Festsetzung auf der 
Planurkundes des Ursprungsbebauungsplanes H 3 A. 
Dem Änderungsbebauungsplan ist eine Begründung 
mit Datum vom 12.11.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
27.11.2014 überein. 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 3. Änderung 
(vereinfacht) des Bebauungsplanes H 3 A „Auf der Moorla-
ge / Süd“ rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
 

 
Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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591 1. Änderung (vereinfacht) des Bebauungspla-

nes H 21 A I „Wilberger Straße/Ost“, Stt. Horn; 
hier: Inkrafttreten 

 
Die o.g. Bebauungsplanänderung ist vom Rat der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 27.11.2014 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes H 21 A I „Wilberger Stra-
ße/Ost““, angeordnet: 
 
„Die 1. Änderung des Bebauungsplanes H 21 A I „Wilber-
ger Straße/Ost“ wird als Satzung beschlossen. Es gilt die 
als Anlage 3 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 3, Satzungstext:) 
 
§ 1 Inhalt der Änderung 
Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes H 21 A I „Wilberger Straße/Ost“ wird die Zu-
lässigkeit von Einzelhandelsbetrieben wie folgt fest-
gesetzt: 
 
(1) Zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten 
und nicht nahversorgungsrelevanten Kernsortimen-
ten. Der Anteil der (zentrenrelevanten und nahversor-
gungsrelevanten) Randsortimente darf maximal 10 % 
betragen. Die Gesamtfläche der Randsortimente darf 
dabei nicht von einem Teilsortiment allein eingenom-
men werden; eine Aufteilung auf unterschiedliche 
Teilsortimente ist erforderlich. 
 
(2) Ausnahmsweise zulässig sind: 
- Unabhängig vom Sortiment Verkaufsflächen in 
Tankstellen, Kioske u. a., sofern ihre Verkaufsfläche 
150 m² nicht überschreitet.  
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten, wenn sie 
nach Art und Umfang in eindeutigem Zusammenhang 
mit einer vor Ort erbrachten Produktion, der Ver- und 
Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und 
Serviceleistungen einer gewerblichen Betriebsstätte 
stehen und diesen Nutzungen jeweils flächenmäßig 
untergeordnet sind. Die Verkaufs-fläche darf dabei 
nicht mehr als 300 m² umfassen und muss im räumli-
chen Zusammenhang mit dem Hauptbetrieb stehen, 
sowie diesem in Grundfläche und Baumasse deutlich 
untergeordnet sein. 
- Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs- 
und/oder zentrenrelevanten Kernsortimenten bis zu 
einer Verkaufsfläche von 300 m², sofern keine negati-
ven städtebaulichen Auswirkungen zu erwarten sind. 
- (Hinweis: Bei den ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen sind die in den Festsetzungen formulierten 
Bedingungen durch den Antragsteller nachzuweisen. 
Ein Anspruch auf Ausnahmegenehmigung besteht 
nicht.) 
 
 
 

 
(3) Nicht zulässig sind: 
- Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten  
 
(4) Für die Festsetzungen ist diese Horn-Bad Mein-
berger Sortimentsliste maßgeblich: 
- 1. Liste der nahversorgungsrelevanten Sortimente: 
1.1 Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke und 
Tabakwaren, Bäckerei- / Konditorei- / Metzgereiwa-
ren, Reformwaren) 
1.2 kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegemittel, 
Drogerie- / Parfümerieartikel, Wasch-, Putz- und Rei-
nigungsmittel 
1.3 Arzneimittel, pharmazeutischer Bedarf 
1.4 Tiernahrung (mit Heim- und Kleintierfutter) 
- 2. Liste der zentrenrelevanten Sortimente: 
2.1 medizinische und orthopädische Artikel, Sanitäts-
artikel 
2.2 Augenoptik (inkl. Brillen, Kontaktlinsen, Pflege-
mittel) 
2.3 Akustische Erzeugnisse und Hörgeräte 
2.4 Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel 
2.5 Zeitschriften und Zeitungen 
2.6 Bücher 
2.7 Antiquariate 
2.8 Damen- / Herren- / Kinderoberbekleidung und -
wäsche (inkl. Miederwaren) 
2.9 Pelz- und Kürschnerwaren 
2.10 Gürtel, Hosenträger, Handschuhe, Krawatten, 
Schals, Tücher 
2.11 Schuhe (ohne Sportschuhe) 
2.12 Lederwaren und Reisegepäck (inkl. Taschen, 
Koffer, Regenschirme, Geldbörsen) 
2.13 Schnittblumen, Blumenbindeerzeugnisse, Tro-
ckenblumen, Floristik 
2.14 zoologischer Bedarf und lebende Tiere (inkl. Hy-
giene- und Pflegemittel; ohne Tiernahrung) 
2.15 keramische Erzeugnisse und Glaswaren (Glas, 
Porzellan, Keramik, inkl. Zimmerkeramik) 
2.16 Hausrat, Haushaltswaren und -artikel, Schneid-
waren, Bestecke 
2.17 Holz-, Kork- , Flecht- und Korbwaren 
2.18 Spielwaren (inkl. Spiele, Bastelsätze für den Mo-
dellbau; ohne Videospielkonsolen) 
2.19 Sportartikel und -geräte (ohne Sportgroßgeräte) 
2.20 Sportbekleidung und –schuhe 
2.21 Fahrräder, Fahrradteile und -zubehör (ohne Be-
kleidung und Schuhe) 
2.22 Künstler- und Bastelbedarf 
2.23 Musikinstrumente und Musikalien 
2.24 Pokale, Vereinsbedarf 
2.25 Wohneinrichtungsartikel (inkl. Kerzen, Aufbe-
wahrungsutensilien, Spiegel) 
2.26 Teppiche (Einzelware), Brücken, Läufer 
2.27 Bilder und Bilderrahmen, Kunstgegenstände / 
kunstgewerbliche Erzeugnisse 
2.28 Antiquitäten und antike Teppiche 
2.29 Heim- und Haushaltstextilien (inkl. Kurzwaren, 
Haus- und Tischwäsche / Bettwäsche, Schneide-
reibedarf, Handarbeitswaren, Stoffe, Dekorations- / 
Möbelstoffe, Meterwaren, Wolle) 
2.30 Bettwaren (ohne Bettwäsche) 
2.31 Vorhänge und Gardinen 
2.32 elektrische Haushaltsgeräte (Kleingeräte) 
2.33 Lampen, Leuchten, Leuchtmittel 
2.34 Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte, 
Zubehör und Software 
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2.35 Telekommunikationsgeräte, Mobiltelefone und 
Zubehör 
2.36 Geräte der Unterhaltungselektronik und Zubehör 
(inkl. Videospielkonsolen) 
2.37 bespielte Ton- und Bildträger 
2.38 Foto- / Videokameras, Ferngläser, Mikroskope 
und Zubehör (ohne Augenoptik) 
2.39 Uhren und Schmuck 
2.40 Briefmarken, Münzen 
3. Liste der nicht-zentrenrelevanten Sortimente: 
3.1 Bau- und Heimwerkerbedarf (inkl. Metallkurzwa-
ren, Kleineisenwaren, Werkzeuge und Maschinen, 
Anstrichmittel, Elektroinstallationsmaterial)  
3.2 Fußbodenbeläge, Tapeten  
3.3 Rollläden, Rollos, Markisen  
3.4 Sicherheitssysteme (inkl. Verriegelungseinrich-
tungen, Tresore)  
3.5 Block- und Gartenhäuser, Wintergärten, Zäune  
3.6 Herde, Öfen, Kamine  
3.7 Sauna  
3.8 Blumen (ohne Schnittblumen, Blumenbindeer-
zeugnisse, Trockenblumen), Pflanzen, Sämereien 
und Düngemittel, Torfe und Erden, Pflanzgefäße  
3.9 Gartengeräte und -artikel (inkl. Grillgeräte und -
zubehör, Teichzubehör)  
3.10 Tiernahrung (ohne Heim- und Kleintierfutter)  
3.11 Außenspielgroßgeräte (inkl. Sandkästen, Schau-
keln, Kletterstangen und -gerüste, Außentrampolin, 
Fahrgeräte)  
3.12 Sportgroßgeräte (inkl. Fitnessgeräte, Hantel-
bank)  
3.13 Campingartikel (ohne Campingmöbel, Beklei-
dung und Schuhe)  
3.14 Anglerbedarf (ohne Bekleidung und Schuhe)  
3.15 Boote und Zubehör  
3.16 Reitsportartikel und -zubehör (ohne Bekleidung 
und Schuhe)  
3.17 Waffen, Munition und Jagdbedarf (ohne Beklei-
dung und Schuhe)  
3.18 Wohnmöbel (inkl. Büro- / Küchen- / Badmöbel)  
3.19 Garten- und Campingmöbel (inkl. Polsterauf-
lagen)  
3.20 Matratzen und Lattenroste  
3.21 elektrische Haushaltsgeräte (Großgeräte; ohne 
Einbaugeräte)  
3.22 elektrische Haushaltsgeräte (Einbaugeräte)  
3.23 Kinderwagen  
3.24 Erotikartikel  
 
§ 2 Satzungsbestandteile 
Der Änderungsbebauungsplan besteht aus einer Ein-
tragung der neuen textlichen Festsetzung auf der 
Planurkundes des Ursprungsbebauungsplanes H 21 
A I. Dem Änderungsbebauungsplan ist eine Begrün-
dung mit Datum vom 12.11.2014 hinzugefügt. 
 
§ 3 In-Kraft-Treten 
Die Satzung tritt mit dem auf den Tag ihrer Bekannt-
machung im Kreisblatt Lippe (Amtsblatt des Kreises 
Lippe und seiner Städte und Gemeinden) folgenden 
Tag in Kraft.“ 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
27.11.2014 überein. 
 
 

 

Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 

Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes H 21 A I „Wilberger Straße/Ost“ 
rechtsverbindlich. 
 

Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 

Der Bebauungsplan (Planzeichnung mit textlichen Festset-
zungen) und die Begründung werden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 2. Obergeschoss) wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereit gehalten; über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Hinweise 
 

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 

Auf die Vorschriften des § 44 BauGB über die Entschädi-
gung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 

Horn-Bad Meinberg, den 01.12.2014 
 

gez. 
 
 

Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,82 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


